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Liebe Leserinnen und Leser, 

 

die EU-Kommission hat die nationalen Energie- und Klimapläne der EU-Mitgliedstaaten ausgewertet und 

kommt zu dem Schluss, dass die Europäische Union derzeit auf Kurs sei, die Netto-Treibhausgasemissionen 

bis 2030 um rund 54 Prozent gegenüber dem Stand von 1990 zu senken, wenn die Länder die Vorhaben 

vollständig umsetzten. 

 

Die Erfüllung des Klimaziels 2030 allein auf Basis der Vorhaben der Mitgliedstaaten zu beurteilen, ist zu kurz 

gedacht", kritisiert Achim Dercks den Ansatz. "Schon in Deutschland sind wir trotz ambitionierter klimapoliti-

scher Vorhaben nur aufgrund der schwachen Konjunktur und einer deutlich gesunkenen Industrieproduktion 

aktuell rechnerisch auf dem Pfad – also zulasten von Wachstum und Wohlstand." Das zeige auch das Gut-

achten des Expertenrats für Klimafragen von Mai 2025. 

 

Der stellvertretende DIHK-Hauptgeschäftsführer verweist zudem auf eine Studie, die die DIHK gemeinsam mit 

dem Verband kommunaler Unternehmen im Herbst 2024 vorgestellt hatte. Diese komme zu einem anderen 

Ergebnis als die EU-Kommission: "Nach derzeitigen Emissionsprognosen der EU-Mitgliedstaaten wird das 

Ziel 2030 verfehlt", so Dercks. "Doch selbst wenn es erreicht wird, ist das von der EU-Kommission anvisierte 

Ziel für das Jahr 2040 von minus 90 Prozent Treibhausgasminderung realistischerweise nicht in Reichweite. 

Dafür müsste der CO2-Reduktionspfad noch einmal deutlich steiler werden – ohne drastische Einbrüche in der 

Wirtschaft wäre das nicht möglich," warnt er. 

 

"Statt theoretische Ziele zu diskutieren, sollte die Politik ein Umfeld schaffen, in dem Unternehmen ihre Pro-

duktion kosteneffizient und wirtschaftlich tragbar transformieren können", empfiehlt Dercks. "Denn nur wenn 

wir beides im Blick behalten, Klimaschutz und Wirtschaft, können wir unseren Wohlstand bewahren."  

 

Den Unternehmen mangele es nicht an Engagement und innovativen Konzepten für ihre künftige Energiever-

sorgung. "Dafür brauchen sie – auch vonseiten der EU-Kommission – aber mehr Freiraum, eine durchgängige 

Technologieoffenheit und weniger Bürokratie", stellt Dercks klar. "Letztere bindet in den Betrieben dringend 

benötigte Kapazitäten für die praktische Umsetzung der Energiewende. Insbesondere die Vorgaben des EU 

Green Deal müssen drastisch reduziert werden. Im Vordergrund sollten marktwirtschaftliche Ansätze statt 

kleinteiliger staatlicher Vorgaben stehen." 
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POLITIK UND RECHT 
 
 

SAARLAND 
 
 
Deutschland muss eine einheitliche Strompreiszone bleiben! 
IHK gegen Aufteilung des deutschen Strommarktes in mehrere Gebotszonen 
 
Die Wirtschaft im Saarland spricht sich entschieden gegen eine Aufteilung des deutschen Strommarktes in bis 
zu fünf Strompreiszonen aus. Der Verband der europäischen Übertragungsnetzbetreiber (ENTSO-E) hatte am 
28. April 2025 den von der EU-Kommission in Auftrag gegebenen „Bidding Zone Review" veröffentlicht. Ihre 
Empfehlung begründen sie mit vermeintlichen Vorteilen, denen aber auch deutliche Nachteile für die Wirtschaft 
entgegenstehen. 
 
Der Empfehlung des „Bidding Zone Review" widerspricht die IHK Saarland nachdrücklich. Hauptgeschäftsfüh-
rer Dr. Frank Thomé betont: "Deutschland muss eine einheitliche Strompreiszone bleiben! In der gegenwärti-
gen Situation dürfen wir uns keine weiteren Experimente bei der Energieversorgung leisten. Was wir jetzt 
brauchen, sind stabile Rahmenbedingungen und vor allem sinkende Energiepreise. Anstelle einer kostentrei-
benden Zersplitterung der Strommärkte brauchen wir das genaue Gegenteil, nämlich einen großen einheitli-
chen EU-Strommarkt und dazu einen forcierten grenzüberschreitendem Netzausbau.“ 
 
Besonders hervorzuheben sei, dass die von der europäischen Energiebehörde ACER vorgegebene Methodik 
zur Überprüfung der Strompreiszonen, der "Bidding Zone Review", den fortschreitenden Netzausbau in 
Deutschland sowie die Förderkosten für erneuerbare Energien nicht ausreichend berücksichtige und zudem 
auf veralteten Daten beruhe. Im Ergebnis stünden dann vergleichsweise geringen volkswirtschaftlichen Vor-
teile erhebliche Umstellungskosten entgegen, so dass sich ein Break Even – wenn überhaupt – erst Mitte bis 
Ende der 30er Jahre einstellen würde. Grundsätzlich gilt dagegen aber immer: Je größer ein Markt, desto 
stärker der Wettbewerb und desto effizienter die Verteilung. Ein großer Strommarkt erhöht entsprechend die 
Versorgungssicherheit und senkt die Preise, so Thomé. „Eine Aufteilung in kleinteilige Preiszonen wäre ein 
weiterer Kostentreiber für die deutsche Wirtschaft. Sie entzieht dem Markt Liquidität, begünstigt regionale Mo-
nopole und erschwert den Handel. Die Folgen wären steigende Strompreise, die insbesondere das Saarland 
mit seiner überdurchschnittlich exportorientierten Industrie besonders treffen würden. Wir appellieren daher 
an die neue Bundesregierung, sich auf EU-Ebene für den Erhalt einer einheitlichen Strompreiszone stark zu 
machen und zeitnah entsprechende Gespräche aufzunehmen.“ 
 
Weitere Informationen zu den Auswirkungen einer Aufteilung der Stromgebotszonen finden Sie hier. 
 
 
Energie-Scouts 2024/25: IHK zeichnet die besten Projekte aus 
 
Die IHK Saarland hat erneut eine Qualifizierung von Auszubildenden zu „Energie-Scouts“ durchgeführt und 
einen Wettbewerb der daraus entstandenen Projekte durchgeführt. Am 20. Mai 2025 wurden nun die besten 
Projekte der Kampagne 2024/25 auf einer Veranstaltung ausgezeichnet. Den ersten Platz belegte diesmal 
das Team der BMW AG – Niederlassung Saarbrücken. Seit dem Start vor neun Jahren haben inzwischen 
mehr als 300 Auszubildende aus Industrie, Handel und dem Dienstleistungsbereich an der Initiative der IHK 
teilgenommen. 
 
„Mit der Energie-Scouts-Initiative wollen wir das Bewusstsein der Auszubildenden für Energieeinsparung stei-
gern. Die Ergebnisse der Projekte zeigen erneut, dass dies gelungen ist: Unsere Energie-Scouts haben äu-
ßerst kreativ, engagiert und lösungsorientiert gearbeitet. Sie haben während der Projektphase nicht nur zu-
sätzliche Kompetenzen erworben, sondern auch die Chance erhalten, ihre Projektideen eigenverantwortlich 
in die Weiterentwicklung des Unternehmens einzubringen. Davon profitieren Unternehmen und Auszubildende 
gleichermaßen. Und gerade in Zeiten gestiegener Energiepreise und scharfer Klimaschutzvorgaben werden 
dabei oftmals wertvolle Ideen zur Senkung der Energiekosten und CO2-Emissionen entwickelt“, so IHK-Ge-
schäftsführer Dr. Carsten Meier bei der Siegerehrung im Daarler Forum in Saarbrücken. 
 
Die Energie-Scouts-Initiative ist neben Information, Erstberatung und Veranstaltungen mit konkreten betrieb-
lichen Mehrwerten ein weiterer Baustein des Leistungsangebots, dass die IHK ihren Mitgliedsunternehmen im 
Bereich Energie- und Ressourceneffizienz anbietet. Als Anreiz für die Teilnahme hatte die IHK erneut kosten-
freie Workshops durchgeführt und Preise für die besten Projekte ausgelobt. Die drei bestplatzierten Teams 

https://www.netztransparenz.de/de-de/%C3%9Cber-uns/Aktuelles/Details/15732/europaeische-uenb-veroeffentlichen-bericht-zur-bidding-zone-study
https://www.dihk.de/de/aktuelles-und-presse/aktuelle-informationen/teilung-der-strompreiszone-wuerde-wirtschaft-stark-belasten-131376
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der Projektphase 2024/25 wurden nun im Rahmen einer Abschlussveranstaltung im Daarler Forum in Saar-
brücken ausgezeichnet. 
 
Über den ersten Platz und ein Preisgeld von 750 Euro freute sich das Team der BMW AG – Niederlassung 
Saarbrücken. Das Sieger-Team beschäftigte sich mit der Leckagebeseitigung in Druckluftsystemen in den 
Werkstätten des Standortes. 
 
Silber und 500 Euro gingen an das Team der Voit Automotive GmbH. Bei diesem Projekt ging es ebenfalls um 
die Einsparungen von Energie und Kosten in Druckluftsystemen durch die Beseitigung von Leckagen und 
Optimierung der Sperrluftzeiten bei Roboter-Greifern. 
 
Den dritten Platz, dotiert mit 250 Euro, belegte das Team der VSE AG, dessen Projekt die Energieeinsparung 
durch einen Austausch veralteter Beleuchtungsanlagen und den Einbau moderner Steuerungssystem zum 
Ziel hatte. 
 
Insgesamt waren alle eingereichten Projektarbeiten wieder so vielversprechend, dass die IHK abermals eine 
weitere Runde „Energie-Scouts“ unter dem Dach des „Unternehmensnetzwerk Klimaschutz“ der IHK-Organi-
sation anbieten wird. Teilnahmeberechtigt sind unverändert alle IHK-Mitgliedsunternehmen, unabhängig von 
Größe oder Branche. Die Workshops der Kampagne 2025/26 werden im kommenden Herbst stattfinden. An-
schließend startet dann wieder die Projektphase in den Betrieben, die mit den Projektpräsentationen auf der 
Abschlussveranstaltung im Frühjahr 2026 abgeschlossen wird. 
 
Weitere Informationen bei Frau Ute Stephan,  (0681) 9520-431,  ute.stephan@saarland.ihk.de. 
 
 
Klimaschutztag am 05. Juni 2025 in Obernai, Elsass/Frankreich 
 
Am 05. Juni 2025 fand der erste deutsch-französische Klimaschutztag des Verbands Klimaschutz-Unterneh-
men gemeinsam mit seinem Mitglied Hager Group im elsässischen Obernai statt. Vorreiter des betrieblichen 
Klimaschutzes präsentierten dabei ihre Strategien, Maßnahmen und Innovationen auf dem Weg zu einer kli-
maneutralen Wirtschaft. Rund 200 Teilnehmende aus beiden Ländern trafen sich im elsässischen Obernai, 
um sich über Chancen und Herausforderungen der Transformation auszutauschen und Lösungsansätze zu 
diskutieren. 
 
Das Engagement der Unternehmen zahlt auf das Ziel des Green Deal der Europäischen Union (EU) ein – so 
will Europa als erster Kontinent bis 2050 klimaneutral sein. Deutschland und Frankreich als die beiden größten 
Volkswirtschaften der EU kommt dabei eine Schlüsselrolle für eine moderne, ressourceneffiziente und wett-
bewerbsfähige Wirtschaft zu. Die Veranstaltung des Verbands Klimaschutz-Unternehmen und seines Mit-
glieds Hager Group stand unter dem Motto: „Im Kreislauf für Klima und Umwelt“. 
 
Das umfangreiche Angebot des Klimaschutztags an Fachforen und Workshops zeigte, wie vielfältig die Hebel 
für erfolgreichen betrieblichen Klimaschutz und Nachhaltigkeit sind. Im Fokus standen Themen wie Kreislauf-
wirtschaft in Gebäuden, die Rolle von Künstlicher Intelligenz (KI) bei der Transformation sowie Strategien für 
nachhaltige Produkte und Prozesse. Auch die Energieeffizienz smarter Gebäude als Zukunftsmodell und die 
Förderung der Nachhaltigkeitskultur im Betrieb sowie die Implementierung erfolgreichen Klimamanagements 
wurden besprochen. Das Hauptpanel des Klimaschutztags beschäftigte sich mit der Weiterentwicklung des 
Green Deals und wie politische und wirtschaftliche Interessen am besten in Einklang gebracht werden können. 
 
Mit der Wahl des Hager Group Standorts in Obernai wurde ein Ort gewählt, der sinnbildlich für die enge 
deutsch-französische Partnerschaft steht. Die Hager Group, ein international agierendes Familienunterneh-
men mit tiefen Wurzeln in beiden Ländern, öffnete gemeinsam mit dem Verband Klimaschutz-Unternehmen 
ihre Türen. Und bot eine Plattform für Wissens- und Best-Practice-Transfer, um dem Gelingen der Transfor-
mation weitere Impulse zu geben. 
 
Im Rahmen einer Begleitmesse präsentierten Unternehmen und Organisationen den Event-Teilnehmenden 
ihre Aktivitäten und Angebote im Bereich des betrieblichen Klimaschutzes. 
 
Weitere Informationen zum Klimaschutztag 2025 und dem Verband der Klimaschutz-Unternehmen finden Sie 
hier. 
 
 
 
 

https://unternehmensnetzwerk-klimaschutz.de/
mailto:ute.stephan@saarland.ihk.de
https://www.klimaschutz-unternehmen.de/aktuelles/aktuelle-nachrichten/artikel/erster-deutsch-franzoesischer-klimaschutztag-im-kreislauf-fuer-klima-und-umwelt/?tx_news_pi1%5Bday%5D=5&tx_news_pi1%5Bmonth%5D=6&tx_news_pi1%5Byear%5D=2025&cHash=ac463224add9a5d7467cf68ada5b1086
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BUND 
 
 
Verpackungsregister: Urteil zu Permanenttragetaschen 
 
Das Verwaltungsgericht Köln hat die Klage eines Unternehmens aus dem Lebensmitteleinzelhandel (LEH) 
gegen einen Einordnungsbescheid der Zentralen Stelle Verpackungsregister (ZSVR) abgewiesen. 
 
Es bestätigte erstinstanzlich, dass Permanenttragetaschen systembeteiligungspflichtige Verpackungen sind. 
Das Urteil hat enorme Tragweite für Unternehmen fast aller Branchen, neben dem LEH beispielsweise für 
Drogerie-, Bau-, Garten-, Mitnahmemöbelmärkte, Tierbedarf oder Spielwaren. Denn es bedeutet: Wer seinen 
Kunden Permanenttragetaschen anbietet, ist vorbehaltlich einer abschließenden Klärung durch das Bundes-
verwaltungsgericht verpflichtet, das Recycling dieser Verpackungen zu finanzieren. 
 
Das Gericht hat die Sprungrevision zugelassen, das Revisionsverfahren ist bereits anhängig. Damit wird das 
erstinstanzliche Urteil nun direkt in der letzten Instanz vor dem Bundesverwaltungsgericht überprüft. Wird die-
ses dort bestätigt, wäre rechtsverbindlich geklärt, dass alle Unternehmen, die diese Tragetaschen an ihre 
Kunden abgeben, das Recycling dieser finanzieren müssen. Einzelheiten zum erstinstanzlichen Urteil entneh-
men Sie bitte der untenstehenden Pressemitteilung. 
 
Die ausführliche Urteilsbegründung finden Sie auf der ZSVR-Webseite im Bereich Gerichtsentscheidungen. 
 
Bei der Abgabe der Vollständigkeitserklärung/en, müssen Unternehmen und Prüfer, die neueste Rechtspre-
chung sowie bereits ergangene Einordnungsentscheidungen in ihre Prüfungen einbeziehen. Zudem sind Prü-
fer gut beraten, zur Ermittlung der Systembeteiligungspflicht von Verpackungen den Katalog der ZSVR her-
anzuziehen.  
 
Relevante Informationen und hilfreiche Links zum Thema Vollständigkeitserklärung sind hier verfügbar. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Einwegkunststofffondsgesetz – Prüfpflicht 2025 ausgesetzt, Frist für Mengenmeldung verlängert 
 
Das Bundesumweltministerium (BMUV) hat klargestellt, dass die Pflicht zur externen Überprüfung der Men-
genmeldung nach § 11 Abs. 5 EWKFondsG im Jahr 2025 einmalig ausgesetzt wird. Hintergrund ist das bislang 
fehlende Prüfleitliniendokument, das zwar nicht zwingend gesetzlich vorgeschrieben ist, den Prüfern aber als 
wichtige Orientierung dienen soll. 
 
Die Entscheidung betrifft Hersteller, die mehr als 100 kg Einwegkunststoffprodukte in Verkehr bringen. Ohne 
die Prüfpflicht können die entsprechenden Mengenmeldungen auch ohne Bestätigung durch einen Wirt-
schaftsprüfer, Steuerberater oder Sachverständigen abgegeben werden. Das Umweltbundesamt (UBA) behält 
sich jedoch vor, im Einzelfall weiterhin eine Prüfung zu verlangen. 
 
Zudem wurde die Frist zur Abgabe der Mengenmeldung auf den 15. Juni 2025 verlängert. Die technische 
Möglichkeit zur Abgabe der Meldung ohne Prüferbestätigung besteht seit dem 2. Mai 2025 über die zentrale 
Meldeplattform DIVID. 
 
Weitere Infos finden sich bei den DIVID-FAQ des UBA.  
 
Quelle: DIHK 
 
 
BMUKN veröffentlicht Praxis-Check zur Gewerbeabfallverordnung 
 
Das Bundesumweltministerium hat die Ergebnisse eines sognannten Praxis-Checks zu den geplanten Ände-
rungen bei den Dokumentationspflichten der Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) veröffentlicht. Der noch 
von der alten Bundesregierung beschlossene und vom Bundesrat bisher nicht beschlossene Entwurf zur Än-
derung der GewAbfV sieht einheitliche Dokumentationsvorlagen vor. 
 
Die allgemeine Bewertung der Dokumentationspflicht durch die teilnehmenden Unternehmen fiel laut Bericht 
unterschiedlich aus. Kleine und mittlere Unternehmen berichteten demnach von Überforderungen. Behörden 
meinen dagegen, die Umsetzung der Anforderungen dadurch besser vollziehen zu können. Sie äußerten 

https://www.verpackungsregister.org/stiftung-und-behoerde/gerichtsentscheidungen
https://www.verpackungsregister.org/frist-abgabe-vollstaendigkeitserklaerung?mtm_campaign=abgabefrist-ve&mtm_kwd=email
https://www.einwegkunststofffonds.de/de/faq?utm_source=chatgpt.com
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zudem den Wunsch, dass BMUV und BMWK "noch einmal gemeinsam auf die Kammern zugehen, um diese 
an ihre Beratungspflicht hinsichtlich der getrennten Sammlung und ordnungsgemäßen Entsorgung von ge-
werblichen Abfällen nach § 46 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) zu erinnern." 
 
Im Praxis-Check wurden laut Bericht ausfüllbare PDFs verwendet. Die Anregungen zur Änderung der Doku-
mentationsvorlagen sollen über die Länder im Bundesrat umgesetzt werden. Außerdem seien Ausfüllhilfen 
und die Anpassung der Vollzugshinweise M34 der Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) geplant. 
 
Die geplante Änderung der GewAbfV durch die Verordnung zur Stärkung der Bewirtschaftung von gewerbli-
chen Siedlungsabfällen und bestimmten Bau- und Abbruchabfällen liegt derzeit zur Beratung im Bundesrat. 
Da die Ausschüsse die Befassung immer wieder vertagt haben, kam es dort bisher nicht zur Abstimmung. 
Auch in der Sitzung am 13. Juni 2025 hat es die Verordnung jedoch nicht auf die Tagesordnung geschafft. 
 
Den Ergebnisbericht zum Praxis-Check finden Sie hier. 
 
Zu den Drucksachen des Bundesrates zur geplanten Verordnungsänderung gelangen Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Referentenentwurf zur Umsetzung der EU-Batterieverordnung vorgelegt 
 
Das Bundesumweltministerium hat einen neuen Referentenentwurf für ein Gesetz zur nationalen Umsetzung 
der EU-Batterieverordnung (Verordnung (EU) 2023/1542) veröffentlicht. Der Entwurf ersetzt die Fassung vom 
April 2024, die aufgrund der vorgezogenen Neuwahlen nicht weiterverfolgt werden konnte. Die Zeit drängt: 
Die Vorgaben der EU müssen bis spätestens Mitte August 2025 in nationales Recht überführt sein. 
 
Zentraler Bestandteil des neuen „Batterierecht-Durchführungsgesetzes“ (BattDG) sind zahlreiche Neuregelun-
gen für Hersteller, Rücknahmesysteme und Behörden. Dazu zählen insbesondere Pflichten zur Behandlung, 
Sammlung und Information über Altbatterien, neue Konformitätsbewertungsverfahren sowie Sorgfaltspflichten 
entlang der Lieferkette. Auch Bußgeld- und Übergangsvorschriften sind vorgesehen. Mit dem neuen Gesetz 
wird zudem das bisherige Batteriegesetz aufgehoben und bestehende Rechtsverordnungen angepasst, etwa 
im Elektro- und Elektronikgerätegesetz. 
 
Der Referentenentwurf enthält außerdem eine Verordnungsermächtigung für weiterführende Regelungen und 
verweist auf die EU-weite Zielsetzung, Batterieprodukte nachhaltiger, sicherer und kreislauffähiger zu gestal-
ten. Unternehmen, insbesondere aus der Elektro- und Mobilitätsbranche, sollten die Entwicklung aufmerksam 
verfolgen und sich frühzeitig mit den neuen Anforderungen vertraut machen. 
 
Quelle: Deutscher Bundestag 
 
 
Verwaltungsvorschrift UVPVwV im Bundesanzeiger veröffentlicht 
 
Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Ausführung des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPVwV) ist in der Ausgabe vom 29. April 2025 im Amtlichen Teil des Bundesanzeigers erschienen und am 
30. April 2025 in Kraft getreten. Mit der Veröffentlichung wird die bisherige UVPVwV aus dem Jahr 1995 neu 
gefasst und an die zahlreichen Gesetzesänderungen sowie die aktuelle Rechtsprechung angepasst. In ihr 
werden Rechtsfragen zur Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) ausge-
legt und für Behörden verbindlich festgelegt. 
 
Festlegungen zu vielen schwierigen Rechtsfragen 

Als besonders schwierig gelten beispielsweise die Untersuchung kumulativer Auswirkungen eines Projekts 
zusammen mit anderen Projekten (die sogenannte Kumulationsprüfung) und wann von einem Projekt erheb-
liche nachteilige Umweltauswirkungen ausgehen (was zu einer UVP-Pflicht führt). Auch der Umfang der in 
einer UVP zu untersuchenden und zu berichtenden Umweltauswirkungen ist Bestandteil der UVPVwV. 
 
Veröffentlicht im amtlichen Teil des Bundesanzeigers 

Der offizielle Text der Verwaltungsvorschrift kann online unter der Fundstelle BAnz AT 29.04.2025 B8 einge-
sehen und als PDF hier heruntergeladen werden. 
 
Quelle: DIHK 

https://www.bundesumweltministerium.de/gesetz/referentenentwurf-erste-verordnung-zur-aenderung-der-gewerbeabfallverordnung
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/beratungsvorgaenge/2025/0001-0100/0060-25.html?templateQueryString=gewerbeabfallverordnung&fromSearch=true
https://dip.bundestag.de/drucksache/entwurf-eines-gesetzes-zur-anpassung-des-batterierechts-an-die-verordnung/277365
https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/2d0GSqy86g4ZggwRbzP/content/2d0GSqy86g4ZggwRbzP/BAnz%20AT%2029.04.2025%20B8.pdf
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Vollzugshinweise der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI) 
 
Die LAI hat zwei neue Vollzugshinweise zu Genehmigungsverfahren nach dem Bundes-Immissionsschutzge-
setz (BImSchG) veröffentlicht. Außerdem wurden Auslegungsfragen zu verschiedenen Verordnungen zur 
Durchführung des BImSchG (BImSchV) und der TA Luft ergänzt. 
 
Der Hinweis "BImSchG-Novelle Klimaschutz und Beschleunigung" konkretisiert die Gesetzesänderungen hin-
sichtlich des Genehmigungsverfahrens. Dabei werden Aspekte wie der Projektmanager (§ 2b der 9. BIm-
SchV), die elektronische Antragsstellung (§ 10 Absatz 1 BImSchG und § 5 der 9. BImSchV), die Beteiligung 
der Behörden sowie die Genehmigungsfristen (§ 10 Absatz 5 BImSchG) und der vorzeitige Beginn (§ 8a BIm-
SchG) behandelt. 
 
Die Vollzugshinweise "Vollständigkeitsprüfung und Nachreichen von Unterlagen" konzentrieren sich speziell 
auf die Fristenregelung nach § 10 Absatz 6a BImSchG und § 7 der 9. BImSchV. Die formelle Vollständigkeit 
der Antragsunterlagen ist von zentraler Bedeutung für den Beginn der Fristen im Genehmigungsverfahren. 
 
Darüber hinaus wurden auch Auslegungsfragen zur TA Luft sowie zur 44. BImSchV (Mittelgroße Feuerungs-
anlagen) und zur 31. BImSchV (Lösemittel) ergänzt oder neu veröffentlicht. 
 
Alle relevanten Veröffentlichungen finden Sie auf der Internetseite der LAI. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Keine Steuerbegünstigung mehr für Strom aus fester Biomasse-Verfeuerung ab 7,5 MW 
 
Aufgrund von Änderungen im europäischen Beihilferecht entfiel die steuerliche Begünstigung von Strom aus 
der Verfeuerung fester Biomasse in Anlagen ab 20 MW bereits zum 01. Januar 2024. Nunmehr wurden die 
Nachhaltigkeitskriterien bei Einsatz von festen Biomasse-Brennstoffen mit Wirkung zum 21. Mai 2025 erneut 
geändert. Steuerbegünstigungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 und 3 StromStG können dann nur noch für solche 
Anlagen mit einer Gesamtfeuerungswärmeleistung kleiner 7,5 MW gewährt werden. 
 
Betroffen ist steuerbegünstigter Strom, soweit dieser aus festen Biomasse-Brennstoffen in Anlagen mit einer 
Gesamtfeuerungswärmeleistung von 7,5 MW oder mehr erzeugt und entweder durch den Betreiber der Anlage 
am Ort der Erzeugung oder im räumlichen Zusammenhang zu der Anlage zum Selbstverbrauch entnommen 
wird oder vom Betreiber an Letztverbraucher geleistet wird, die den Strom im räumlichen Zusammenhang zu 
der Anlage entnehmen. Da im deutschen Stromsteuerrecht kein (EU-rechtlich gefordertes) Nachweissystem 
für Nachhaltigkeitskriterien und Treibhausgaseinsparungen für Biomasse-Brennstoffe vorgesehen ist, ist eine 
Steuerbefreiung nach § 2 Nr. 7 StromStG in Verbindung mit § 9 Abs. 1 Nr. 1 oder 3 StromStG für Strom aus 
Biomasse-Brennstoffen in bestimmten Fällen nicht mehr möglich. Während im Bereich der festen Biomasse-
Brennstoffe bislang nur Anlagen mit einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von 20 MW oder mehr betroffen 
waren, gilt dies ab 21. Mai 2025 bereits für Anlagen mit 7,5 MW oder mehr. 
 
In Folge des Wegfalls der Steuerbefreiung sind die entsprechenden Strommengen grundsätzlich ab dem 21. 
Mai 2025 zu versteuern, soweit keine andere Steuerbefreiung vorliegt. Wir empfehlen eine umgehende Kon-
taktaufnahme mit dem zuständigen Hauptzollamt. Betroffene Anlagenbetreiber sollten prüfen, ob ein Wechsel 
in die Steuerbegünstigung für Strom aus hocheffizienten KWK-Anlagen mit einer elektrischen Nennleistung 
von bis zu 2 MW nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 möglich ist. Hierfür sind jedoch ggf. weitere Nachweise und die Bean-
tragung einer förmlichen Erlaubnis erforderlich. Für Strom aus festen Biomasse-Brennstoffen, die in Anlagen 
mit einer Feuerungswärmeleistung von weniger als 7,5 Megawatt eingesetzt werden, kann die Steuerbegüns-
tigungen weiterhin gewährt werden.  
 
Weitere Informationen finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
BNetzA genehmigt Szenariorahmen für die Netzentwicklungspläne Strom und Gas/Wasserstoff 
 
Die Bundesnetzagentur (BNetzA) hat am 30. April 2025 die Szenariorahmen für die Netzentwicklungspläne 
(NEP) Strom sowie Gas/Wasserstoff genehmigt. Diese Szenariorahmen legen die Annahmen für die künftige 

https://www.lai-immissionsschutz.de/Startseite.html
https://www.zoll.de/SharedDocs/Fachmeldungen/Aktuelle-Einzelmeldungen/2025/vst_energie_strom_auslauf_beihilfe_1.html
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Entwicklung des Energiebedarfs und -angebots im Zeitraum bis 2045 fest und dienen den Netzbetreibern als 
Grundlage für die Erstellung der nächsten NEP-Entwürfe. 
 
Im Stromsektor sehen die drei genehmigten Szenarien unterschiedliche Entwicklungspfade vor – von einem 
moderaten Zuwachs des Stromverbrauchs (Szenario A) bis zu einem starken Anstieg durch beschleunigte 
Elektrifizierung und zunehmende Wasserstoffproduktion (Szenarien B und C). Die BNetzA hat bewusst darauf 
verzichtet, ein bestimmtes Szenario zu bevorzugen. Dadurch bleibt Raum, um künftige energiepolitische Ent-
scheidungen der Bundesregierung flexibel abzubilden. 
 
Anpassungen gegenüber den ursprünglichen Entwürfen der Übertragungsnetzbetreiber betreffen unter ande-
rem eine höhere erwartete Zahl an Elektrofahrzeugen sowie einen schnelleren Ausbau der Onshore-Wind-
energie – auch im konservativsten Szenario. 
 
Auch im Bereich Gas/Wasserstoff wurde ein breites Spektrum möglicher Entwicklungen berücksichtigt. Die 
Szenarien unterscheiden sich insbesondere hinsichtlich des Einsatzes von Wasserstoff in Industrie, Haushal-
ten und Kraftwerken sowie dem Tempo der Abkehr von Erdgas. Ergänzt wird dies durch ein zusätzliches 
Szenario für das Jahr 2030, das kurzfristige Entwicklungen im Erdgasbereich abbildet. 
 
Erstmals wurden zudem konsistente Annahmen für Strom- und Gas/Wasserstoffnetze eingeführt, etwa zu 
Kraftwerks- und Elektrolyseurstandorten, um die Planungen besser aufeinander abzustimmen. 
 
Die Szenariorahmen sollen die Grundlagen für die finale Ausgestaltung der Netze sein.  
 
Den Szenariorahmen Strom finden Sie hier. Den Szenariorahmen Wasserstoff finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
BMWK veröffentlicht Weißbuch Wasserstoffspeicher 
 
Am 17. April 2025 hat das (ehemalige) Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) das Weiß-
buch Wasserstoffspeicher veröffentlicht. Das Weißbuch stellt folgendes fest: 

• Bis 2030 wird ein Wasserstoffspeicherbedarf von bis zu 7 TWh erwartet, der bis 2045 auf bis zu 80 
TWh steigen sollte – getrieben vor allem durch industrielle Anwendungen und Rückverstromung in 
Kraftwerken. Europaweit liegt der Bedarf perspektivisch bei bis zu 161 TWh. 

• Norddeutschland wird als Hauptstandort für Produktion und Speicherung (Salzkavernen, Nähe zu 
Offshore-Wind) hervorgehoben. 

• Deutschland verfügt über umfassende Potenziale, insbesondere in Salzkavernen (aktuell: TRL Level 
5/ Demonstrationsphase). Die Umstellung bestehender Erdgas- und Erdölspeicher kann dabei 20 – 
50 Prozent des deutschen Speicherbedarfs bis 2040 abdecken – deutlich schneller und kosteneffizi-
enter als Neubau. Obertägige Speicher, wie Druck- und Flüssigwasserstoffspeicher, sollen für kurz-
zeitige Speicherung und dezentrale Anwendungen ebenfalls eingesetzt werden. 

• Laut das BMWK könnte „die Umwidmung und technische Umstellung von Salzkavernen mit einem 
ambitionierten Rechtsregime innerhalb von sechs Jahren erfolgen, wobei die reine Bauzeit ca. drei 
Jahre dauert. Neubauprojekte benötigen hingegen bis zu zwölf Jahre.“ Das BMWK plant daher, das 
Verfahren zur Errichtung und Umwidmung von Speichern u. a. durch das angekündigte Wasserstoff-
Beschleunigungsgesetz zu verkürzen. Der Zugang zu Speichern soll zudem diskriminierungsfrei und 
regulatorisch klar ausgestaltet werden. 

• Es wird auf eine Finanzierungslücke von bis zu 18 Mrd. Euro hingewiesen. Um Investitionsrisiken zu 
verringern, werden verschiedene Förderansätze diskutiert, darunter erlösbasierte Differenzverträge, 
Investitionszuschüsse, Amortisationskonten und eine indirekte Förderung über gesicherte Wasser-
stoffnachfrage (z. B. durch Klimaschutzverträge oder Quoten). 

 
Das Weißbuch Wasserstoffspeicher steht hier zum Download bereit. 
 
Quelle: DIHK 
 
 

https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/NEP/Strom/start.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/NEP/Gas/start.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Energie/weissbuch-wasserstoffspeicher-2025.html
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Fehlende EU Notifizierung im Solarpaket soll Abschöpfungsmechanismus notwendig machen 
 
Im Solarpaket, welches die Ampel-Regierung noch verabschieden konnte, befinden sich Änderungen am Er-
neuerbaren-Energien-Gesetz (EEG), welche sich unter beihilferechtlichem Vorbehalt aus Brüssel befinden. In 
der Folge werden diese erst rechtskräftig, wenn eine Genehmigung aus Brüssel erfolgt. Dazu zählen insbe-
sondere folgende Punkte: 

1. die Erhöhung der Festvergütung für PV-Anlagen auf Gewerbegebäuden; 

2. die Thematik bezüglich des Repowerings von Dachanlagen; 

3. die Anhebung der Ausschreibungsmengen für PV-Dachanlagen; 

4. die Anhebung der förderfähigen Größe von PV-Freiflächenanlagen von aktuell 20 MW auf 50 MW; 

5. die Einführung einer neuen Ausschreibung für Agri-PV-Anlagen, Moor-PV, Flooting-PV usw. als so-
genanntes geschütztes Segment.  

 
Eine Notifizierung dieser Punkte in Brüssel ist bisher nicht erfolgt, und das Wirtschaftsministerium der alten 
Bundesregierung konnte sich bislang mit der Wettbewerbsbehörde in Brüssel nicht auf eine beihilferechtliche 
Genehmigung einigen. Zentraler Konfliktpunkt war die Forderung aus Brüssel, bei einer Novellierung des För-
dersystems für Erneuerbare Energien eine „Überförderung“ durch einen rechtlich definierten Abschöpfungs-
mechanismus sowie eine Rückzahlungspflicht sicherzustellen. Dies sei nach Meinung der Kommission not-
wendig, weil sich die Novelle des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes (EEG) als ein Preisstützungssystem für 
Anlagenbetreiber ausgestaltet, welche unverzüglich bzw. spätestens bis Mitte 2027 durch einen Rückzah-
lungsmechanismus nach Art. 19d der Energiebinnenmarktverordnung (EBM-VO) ergänzt werden müssen. 
Ausgenommen von entsprechenden Rückzahlungsvorschriften sind lediglich Fördersysteme auf Investitions-
kostenbasis. Letzteres wird auch durch die kürzlich erschienene Studie der Stiftung Umweltenergierecht zum 
Thema unterstrichen (LINK).  
 
Aktuell plant das Wirtschaftsministerium, eine entsprechende Rückzahlungspflicht kurzfristig auszuarbeiten, 
um der Forderung aus Brüssel nachzukommen und die Änderungen im Solarpaket beihilferechtlich notifizieren 
zu können. Dabei plant das Wirtschaftsministerium einen zweistufigen Prozess. Erstens einen kurzfristigen 
Abschöpfungsmechanismus, der sich an den Regelungen im Rahmen der Gaskrise orientiert. Zweitens eine 
komplexe Umgestaltung des Fördersystems für Erneuerbare Energien in Richtung einer zweiseitigen Markt-
prämie (Contracts for Difference, kurz: CfD). 
 
DIHK-Bewertung: 

Die DIHK bewertet die Einführung von Abschöpfungsmechanismen und CfD-Modellen sehr kritisch, da es sich 
um einen Paradigmenwechsel in der EE-Förderung handelt und die dringend notwendige Marktintegration 
Erneuerbarer Energien ausbleibt. In der Folge drohen die Strompreise und insbesondere die systembedingten 
Kosten der Energiewende für die Unternehmen weiter zu steigen. 
 
Ebenfalls kritisch ist zu bewerten, dass die bisher unter beihilferechtlichem Vorbehalt stehenden Punkte (siehe 
1 bis 5 oben), in ihrer Tendenz die Betriebskostenförderung ausweiten und marktliche Mechanismen abschwä-
chen. Damit werden zusätzliche Steuermittel über die EEG-Förderung gebunden, die dann an anderer Stelle 
für die Wirtschaft nicht mehr bereitstehen. Aus der Perspektive der gewerblichen Wirtschaft ist eine kurzfristige 
Umsetzung von Abschöpfungsmechanismen und CfD-Modellen daher abzulehnen und wird vor dem Hinter-
grund der ausstehenden beihilferechtlichen Notifizierung in Brüssel als unverhältnismäßig eingeordnet. Statt-
dessen sollte die Politik den Ausbau Erneuerbarer Energien auf eine Investitionskostenförderung umstellen, 
die aus europarechtlichen Gesichtspunkten auch zukünftig keine Abschöpfungsmechanismen notwendig 
macht. Mit der StromPartnerschaft hat die DIHK bereits Anregungen für ein Konzept auf Basis einer Investiti-
onskostenförderung Erneuerbarer Energien gegeben. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
DIHK-Positionspapier zur Energie- und Klimapolitik im Bereich Gebäude 
 
Der Gebäudesektor steht vor der Herausforderung, klimaneutral zu werden – in Deutschland bis 2045 –, ohne 
die Unternehmen dabei zu überfordern. Fünf Ansätze hierfür erläutert die Deutsche Industrie- und Handels-
kammer (DIHK) in einem Ende März 2025 vom DIHK-Präsidium beschlossenen Positionspapier. 
 
Zwar sieht der Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD vor, die gebäudebezogene Energie- und Klimapolitik 
zu entschlacken. Dennoch gilt, dass sich die regulatorischen Vorgaben aus Berlin und Brüssel für die 
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Sanierung bestehender Wohn- und Nichtwohngebäude, den Neubau sowie den Einsatz erneuerbarer 
Heiztechnologien tendenziell verschärfen. Die DIHK setzt sich deshalb für Rechtssicherheit und wirtschafts-
freundliche, praxisnahe und technologieoffene Rahmenbedingungen im Gebäudesektor ein. 
 
Das gleichnamige DIHK-Positionspapier identifiziert fünf "Impulse für die Energie- und Klimapolitik im Bereich 
Gebäude", die helfen sollen, die Klimaziele zu erreichen und gleichzeitig wirtschaftlich erfolgreich zu bleiben: 

1. Emissionshandel sorgt für CO2-Reduktion im Gebäudesektor: Das für 2027 vorgesehene zweite 
Emissionshandelssystem (ETS 2) soll stärkere Anreize für eine Senkung der Emissionen im Gebäu-
debereich schaffen. Die DIHK bewertet das ETS 2 als "effizientes und marktbasiertes Klimaschutz-
instrument, das technologieoffen und flexibel zur Erreichung der EU-Klimaziele führt" und spricht sich 
dagegen aus, seine Wirksamkeit mit zusätzlichen Instrumenten zu schwächen. Das betrifft die Ener-
giebesteuerung ebenso wie ordnungsrechtliche Vorgaben. 

2. Vorgaben in Brüssel und Berlin entschlacken: Die novellierte europäische Gebäudeenergieeffi-
zienzrichtlinie (EPBD) enthält umfassende Anforderungen zur Sanierung des Gebäudebestands – von 
Mindesteffizienzstandards und verbindlichen Sanierungspfaden bis hin zu Vorgaben für Ladeinfra-
strukturen. Die DIHK plädiert dafür, dass sich die neue Bundesregierung in Brüssel für eine Abschwä-
chung der Vorgaben der EPBD einsetzt. 

3. Wärmewende technologieoffen umsetzen: Aus Sicht der DIHK ist eine bezahlbare Wärmeversor-
gung von entscheidender Bedeutung für die Akzeptanz der Wärmewende in der Wirtschaft. Die Tech-
nologieoffenheit darf aus ihrer Sicht deshalb nicht durch zusätzliche ordnungsrechtliche Vorgaben für 
einzelne Heizungstechnologien eingeschränkt werden. 

4. Kommunale Wärmeplanung muss Unternehmen frühzeitig einbinden: Weil die Voraussetzungen 
für kommunale Wärmeplanung lokal unterschiedlich sind, sollte diese nach Auffassung der DIHK zwi-
schen ländlichen sowie urbanen Gebieten differenzieren und mögliche Synergieeffekte zwischen 
Wohngebäuden, Gewerbeimmobilien und Industrieanlagen nutzen. Insbesondere sollten Wasserstoff-
potenziale systematisch identifiziert und integriert werden. Die DIHK warnt vor übertriebenen Detail- 
und Informationsanforderungen und plädiert für bundeseinheitliche Regelungen. 

5. Kreislaufwirtschaft erleichtern statt mehr Bürokratie aufbauen: Vor dem Hintergrund der erhebli-
chen Emissionen, die auf die Herstellung von Baustoffen entfallen, sieht die DIHK einen guten An-
satzpunkt für die Verringerung des CO2-Ausstoßes in einer besseren Förderung der Kreislaufwirt-
schaft im Bauwesen – beispielsweise durch bevorzugte Berücksichtigung in der Vergabe öffentlicher 
Bauaufträge. Dagegen lehnt die DIHK eine bürokratische Erfassung der grauen Emissionen im Ener-
gieausweis von Gebäuden ab.  

 
Sie finden das DIHK-Positionspapier "Impulse für die Energie- und Klimapolitik im Bereich Gebäude" mit den 
Details hier zum Download 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Mit Stromspeichern die Potenziale erneuerbarer Energien heben 
 
Die Energiewende braucht Energiespeicher. Welche Möglichkeiten heutige Technologien den Unternehmen 
dabei bieten, hat die Deutsche Industrie- und Handelskammer (DIHK) jetzt gemeinsam mit dem Bundesver-
band Energiespeicher (BVES) in einem Leitfaden zusammengefasst. 
 
In puncto erneuerbare Energien eröffnen sich für die Breite der deutschen Wirtschaft mittlerweile neue Optio-
nen: Innovative Speichertechnologien ermöglichen neue Umsatzströme, Einsparungen durch Effizienzge-
winne oder ein effizientes Laden der Fahrzeugflotte ohne größeren Netzanschluss. Zudem verspricht eine 
unterbrechungsfreie Stromversorgung eine längere Lebensdauer für Maschinen und geringere Wartungskos-
ten für Anlagen. 
 
Diese und viele weitere Vorteile möchten DIHK und BVES den Betrieben mit ihrem neuen Leitfaden nahebrin-
gen. Ziel ist es, Unternehmen die Geschäftsmodelle und Rahmenbedingungen bei der Integration von Ener-
giespeichern in das betriebliche Umfeld zu erläutern. 
 
Auf 23 Seiten werden neben der Bedeutung von Speichern für die Preis- und Versorgungssicherheit, aber 
auch für Transformationsprozesse unter anderem die technologische Vielfalt und geeignete Anwendungsfel-
der aufgezeigt. Beschaffungsstrategien und Geschäftsmodelle sind ebenso Thema wie Energiehandel und 

https://www.dihk.de/resource/blob/131214/a69db80dd3a75a85317957cfbd55682e/dihk-positionspapier-gebaeude-energie-und-klimapolitik-data.pdf
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Netzdienstleistungen oder rechtliche Grundlagen. Darüber hinaus geben zahlreiche Praxisbeispiele Einblicke 
in die konkrete Ausgestaltung. 
 
Der Leitfaden "Stromspeicher in Industrie und Gewerbe – Geschäftsmodelle, Regulatorik, Praxisbeispiele" 
steht hier zum Download bereit. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
DIHK: EU-Klimaziel 2040 würde übermäßigen Druck schaffen 
 
Um 90 Prozent will die EU bis zum Jahr 2040 die Treibhausgasemissionen senken. Noch im Juni soll es dazu 
einen Gesetzentwurf geben. Die Deutsche Industrie- und Handelskammer (DIHK) warnt vor den Folgen, die 
mit der Umsetzung eines so drastischen Klimaziels verbunden wären. Schon im letzten Herbst hatte eine 
Studie Überforderung der Wirtschaft aufgezeigt. Die hochambitionierten Pläne der EU hält die DIHK für deut-
lich zu optimistisch. 
 
Bereits im Oktober 2024 hatte die DIHK unter Verweis auf die Studie "Mögliche Auswirkungen eines EU-
Klimaziels von minus 90 Prozent für 2040 auf Deutschland" erhebliche Bedenken an den Plänen angemeldet. 
 
Nachdem EU-Wettbewerbskommissarin Teresa Ribera die Einschätzung geäußert hatte, es sei möglich, die 
Transformation zu beschleunigen und wettbewerbsfähig zu bleiben, erneuerte der stellvertretende DIHK-
Hauptgeschäftsführer Achim Dercks die Einwände gegenüber "The Pioneer": "Ein neues EU-Klimaziel mit 
einer 90-prozentigen Reduktion der Emissionen schafft für zu viele Unternehmen einen übermäßigen Druck 
auf die betriebliche Klimaneutralität", sagte Dercks im "Hauptstadtbriefing". 
 
"Schon das 2030er-Klimaziel der EU wird aller Voraussicht nach verfehlt", stellte er klar. "Umso unwahrschein-
licher oder aber teurer wäre ein noch strikteres Ziel für 2040." Dadurch müssten in Deutschland de facto die 
Bereiche Energieversorgung, Industrie, Gebäude und Verkehr schon in 15 Jahren klimaneutral sein, so Der-
cks. "Das wäre nach allem, was wir wissen, nur mit einem drastischen Rückgang an Wertschöpfung und Be-
schäftigung möglich – das aber ist wirtschaftspolitisch wohl von kaum jemandem gewollt." 
 
Quelle: DIHK 
 
 
 
 

EUROPÄISCHE UNION 
 
 
Vereinfachungen beim CO2-Grenzausgleich auf der Zielgeraden 
 
Die im Omnibus-I-Paket vorgeschlagenen Vereinfachungen sind vom EU-Parlament verabschiedet worden 
und werden vom Europäischen Rat gutgeheißen. Damit steht einem baldigen Beschluss im Trilogverfahren 
nichts im Wege. 
 
Das EU-Parlament hat Mitte Mai den Vorschlag der EU-Kommission zur Vereinfachung des CBAM ohne sub-
stanzielle Änderungen angenommen. Von Seiten des Europäischen Rats sollen ebenfalls keine weitgehenden 
Änderungen am Vorschlag der EU-Kommission vorgenommen werden. Im Zentrum steht die neue Melde-
schwelle von 50 Tonnen jährlich für die Einfuhr von CBAM-Waren, mit der die große Mehrheit der Unterneh-
men von der Melde- und Zahlpflicht ausgenommen werden. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Klimaschutz: CSRD und CSDDD - Fristverlängerungen verabschiedet 
 
Der Europäische Rat hat die im Rahmen des Omnibus-I-Pakets vorgeschlagenen Fristverlängerungen bezüg-
lich der Nachhaltigkeitsberichterstattung (CSRD) und der unternehmerischen Sorgfaltspflichten (CSDDD) for-
mal verabschiedet. Die Richtlinie 2025/794 wurde am 16. April 2025 im EU-Amtsblatt veröffentlicht und tritt 
am 17. April 2025 in Kraft. Die Mitgliedstaaten haben bis zum 31. Dezember 2025 Zeit, die Richtlinie in natio-
nales Recht umzusetzen. 
 

https://www.dihk.de/resource/blob/130814/eb5c844e8cfcf4facd2a3c1f26d75d21/dihk-leitfaden-gewerbespeicher-data.pdf
https://www.dihk.de/de/aktuelles-und-presse/aktuelle-informationen/eu-vorschlag-fuer-klimaziel-2040-ueberfordert-deutschland-und-europa--122448
https://www.dihk.de/de/aktuelles-und-presse/aktuelle-informationen/eu-vorschlag-fuer-klimaziel-2040-ueberfordert-deutschland-und-europa--122448
https://www.thepioneer.de/originals/hauptstadt-das-briefing
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_25_614
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202500794
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Somit wird das Inkrafttreten der CSRD-Berichtspflichten für große Unternehmen, die noch nicht mit der Be-
richterstattung begonnen haben, sowie für börsennotierte KMU (sogenannte Unternehmen der zweiten und 
dritten Welle) um zwei Jahre verschoben. Was die CSDDD anbetrifft, so wird die Umsetzungsfrist für die Mit-
gliedstaaten um ein Jahr auf Mitte 2027 verschoben. Auch die Anwendungsfristen werden verschoben: Unter-
nehmen mit mehr als 3.000 Mitarbeitern und mehr als 900 Mio. Euro weltweitem Nettoumsatz müssen die 
neuen Regelungen ab Mitte 2028 anwenden. Unternehmen mit mehr als 1.000 Mitarbeitern und mehr als 450 
Mio. Euro weitweitem Nettoumsatz fallen ab Mitte 2029 in den Anwendungsbereich. 
 
Die schnelle Einigung des EU-Parlaments und des Europäischen Rates in Hinblick auf die Fristverlängerungen 
ist positiv zu bewerten und trägt zu etwas mehr Rechts- und Planungssicherheit bei. 
 
Quelle: DIHK  
 
 
EU-Parlamentsausschuss fordert flexiblere Kriterien für grünen Wasserstoff 
 
Am 03. Juni 2025 hat der Energieausschuss (ITRE) des EU-Parlaments eine wichtige Resolution zum soge-
nannten Clean Industrial Deal (CID) verabschiedet. Die Abgeordneten fordern darin unter anderem eine Lo-
ckerung der bestehenden Grünstrom-Kriterien für die Produktion von Wasserstoff mittels Elektrolyse. 
 
Der CID (Clean Industrial Deal) wurde von der EU-Kommission im Februar 2025 als Strategie vorgestellt, um 
die europäische Industrie und insbesondere energieintensive Sektoren durch Dekarbonisierung wettbewerbs-
fähiger zu machen. Die Resolution des Energieausschusses ist nicht rechtsverbindlich, kann jedoch politische 
Leitlinien für die weitere Gesetzgebung setzen. Eine Plenarabstimmung im EU-Parlament soll noch im Juni 
2025 erfolgen. 
 
Die Resolution beinhaltet insbesondere folgende Forderungen: 

• Lockerung der Grünstrom-Kriterien für RFNBOs: Die geltenden Vorgaben für erneuerbare Kraftstoffe 
nicht biogenen Ursprungs (RFNBO), die seit Juni 2023 in Kraft sind, stehen in der Kritik. Die Abgeord-
neten stützen sich auf die laufende Folgenabschätzung der EU-Kommission und regen eine pragma-
tischere Auslegung der Vorgaben an. 

• Umsetzung statt Strategie: Die EU-Kommission wird aufgefordert, beim Clean Industrial Deal zügig 
von der strategischen Planung zur konkreten Umsetzung überzugehen und zusätzliche Maßnahmen 
zur Dekarbonisierung der Industrie zu prüfen. 

• Investitionsfreundliche Regulierung für CO₂-armen Wasserstoff: In Bezug auf den geplanten delegier-

ten Rechtsakt zur Definition von CO₂-armem Wasserstoff fordern die Abgeordneten eine einfache, 
technologieneutrale und investitionsfreundliche Ausgestaltung. Der aktuelle Entwurf der EU-Kommis-
sion steht bereits in der Kritik verschiedener Wirtschaftsverbände. 

 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Kommission legt Fahrplan zum vollständigen Ausstieg aus russischer Energie vor 
 
Mit dem aktualisierten REPowerEU-Fahrplan will die EU-Kommission die Abhängigkeit von russischer Energie 
bis Ende 2027 vollständig beenden. Im Fokus stehen der schrittweise Ausstieg aus russischem Gas, Öl und 
Atomenergie sowie neue Maßnahmen zur Versorgungssicherheit und Energiewende. 
 
Am 6. Mai 2025 hat die EU-Kommission den neuen REPowerEU-Fahrplan vorgestellt. Ziel ist es, die verblei-
benden Abhängigkeiten von russischer Energie vollständig zu beenden. Laut EU-Kommission wurden bereits 
in den vergangenen Jahren wichtige Fortschritte erzielt: Der Anteil russischen Gases an den EU-Importen ist 
von 45 Prozent im Jahr 2021 auf 19 Prozent im Jahr 2024 gesunken, die Importe von russischem Öl und Kohle 
wurden weitgehend eingestellt. Nun sollen auch russisches Pipelinegas, LNG und Atomenergie bis spätestens 
2027 vollständig aus dem EU-Energiemix verschwinden. 
 
Kernstück der Initiative ist ein abgestufter Maßnahmenplan zum Rückgang russischer Gasimporte. Dazu ge-
hört zunächst eine Verbesserung der Transparenz: Unternehmen sollen künftig verpflichtet werden, Informa-
tionen über Vertragsmengen und -laufzeiten russischer Gaslieferungen an die zuständigen Behörden und die 
EU-Kommission zu melden. Damit sollen bessere Planungs- und Koordinationsmöglichkeiten auf EU-Ebene 
geschaffen werden. Begleitend dazu sollen die Mitgliedstaaten bis Ende 2025 nationale Ausstiegspläne vor-
legen, die den Weg zum Ausstieg aus russischem Gas und zur Versorgung mit alternativen Quellen aufzeigen. 
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Die EU-Kommission plant außerdem ein schrittweises Importverbot: Ab Ende 2025 sollen keine neuen Lang-
fristverträge sowie kurzfristigen Spotverträge mehr abgeschlossen werden dürfen. Die vollständige Beendi-
gung der langfristigen Verträge ist bis Ende 2027 vorgesehen. Dank umfangreicher Investitionen in LNG-Inf-
rastruktur, Einsparpotenziale durch Effizienzmaßnahmen und wachsender globaler LNG-Kapazitäten wird ein 
realistischer Übergang für die Versorgungssicherheit erwartet. 
 
Zur Absicherung des Ausstiegs wird die europäische Nachfragebündelung über das Instrument "Aggrega-
teEU" weitergeführt und ausgebaut. Zudem sollen biomethan- und wasserstoffbasierte Alternativen gefördert 
sowie der Infrastrukturausbau, insbesondere in Mittel- und Südosteuropa, weiter beschleunigt werden. Die EU 
strebt in diesem Zusammenhang auch eine verstärkte Energiekooperation mit Partnerländern im Mittelmeer-
raum, in Nordafrika und im Nahen Osten an. 
 
Die vollständige Abkopplung von russischer Energie ist auch Teil der wirtschafts- und sicherheitspolitischen 
Gesamtstrategie der Union. Sie stärkt die Unabhängigkeit, trägt zur Preisstabilität bei und unterstützt gleich-
zeitig die Klimaziele im Rahmen des Green Deal, des Clean Industrial Deal und des Aktionsplans für bezahl-
bare Energie. Legislative Vorschläge zur Umsetzung der Maßnahmen werden zeitnah erwartet. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Gasmarkt unter Druck: EU-Parlament stimmt für flexiblere Speicherregeln 
 
Mit deutlicher Mehrheit hat das EU-Parlament neue Regeln zur Gasspeicherung verabschiedet. Ziel: Preis-
senkungen durch mehr Flexibilität – ohne die Energiesicherheit zu gefährden. 
 
Das EU-Parlament hat in seiner Plenarsitzung am 8. Mai 2025 seine Position zur Überarbeitung der Gas-
Speicherverordnung beschlossen – und damit den Weg frei gemacht für die Trilogverhandlungen mit Rat und 
EU-Kommission, die am 13. Mai 2025 beginnen sollen. Ziel ist eine Einigung noch vor der Sommerpause. 
 
83 statt 90 Prozent: Mehr Spielraum bei der Speicherbefüllung 

Im Zentrum des Vorschlags steht die Absenkung des verpflichtenden Speicherfüllstands von 90 Prozent auf 
83 Prozent. Neu ist auch der zeitliche Spielraum: Die Zielmarke soll zwischen dem 1. Oktober und dem 1. 
Dezember erreicht werden können – statt wie bisher starr bis zum 1. November. 
 
Bei Marktverwerfungen wie Versorgungsengpässen oder stark gestiegener Nachfrage dürfen Mitgliedstaaten 
zusätzlich um bis zu vier Prozentpunkte abweichen. Die Kommission könnte bei Bedarf weitere vier Prozent-
punkte genehmigen. 
 
Wichtig: Die Gesamtverpflichtung darf durch diese Flexibilitäten nicht unter 75 Prozent fallen – so soll die Ver-
sorgungssicherheit gewahrt bleiben. 
 
Signal gegen Moskau: Parlament fordert Gas-Embargo 

Deutlich positionierte sich das EU-Parlament auch geopolitisch: Angesichts des fortdauernden russischen An-
griffskriegs in der Ukraine fordern die Abgeordneten ein vollständiges Embargo auf Gasimporte aus Russland 
– inklusive verflüssigtem Erdgas (LNG). Die Speicherung russischen Gases solle unterbleiben. Ein solches 
Embargo sei "notwendig und machbar", heißt es im verabschiedeten Text. 
 
Ausblick: Einigung noch vor der Sommerpause möglich 

Die nun beginnenden Trilogverhandlungen mit dem Rat, unter polnischer Ratspräsidentschaft, gelten als weit-
gehend unstrittig. In Brüssel wird mit einer Einigung noch vor der Sommerpause gerechnet. Damit könnten die 
neuen Regeln pünktlich zur kommenden Heizsaison in Kraft treten. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Kommission fixiert Beiträge von Öl- und Gasproduzenten zum CO₂-Einspeicherziel bis 2030 
 
Mit Beschluss vom 22. Mai 2025 hat die EU-Kommission verbindliche CO₂-Einspeicherkapazitäten für Unter-
nehmen mit Förderlizenzen für Erdöl und Erdgas veröffentlicht. Betroffene Unternehmen müssen bis zum 30. 
Juni 2025 einen Umsetzungsplan zur Zielerreichung vorlegen. 
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Mit dem am 22. Mai 2025 veröffentlichten Beschluss verfolgt die EU das Ziel, bis 2030 geologische CO₂-
Speicherkapazitäten von mindestens 50 Mio. Tonnen jährlich bereitzustellen. Die Maßnahme ist Teil des Net 
Zero Industry Act (NZIA, Verordnung (EU) 2024/1735) und richtet sich insbesondere an die fossile Energie-
wirtschaft. Die EU will so den Aufbau der CO₂-Infrastruktur beschleunigen und die Verantwortung der Branche 
für ihre historischen Emissionen einfordern. Die EU-Kommission betont, dass Emissionsvermeidung und die 
dauerhafte CO₂-Entnahme insbesondere für energieintensive Industrien entscheidend seien, um Klimaneut-
ralität zu erreichen. 
 
Die Maßnahme betrifft 44 Öl- und Gasunternehmen, die zwischen dem 01. Januar 2020 und dem 31. Dezem-
ber 2023 in der EU Erdöl und/oder Erdgas gefördert haben. Die Pflichtbeiträge zur CO₂-Speicherung richten 
sich nach dem jeweiligen Produktionsanteil am europäischen Gesamtvolumen in diesem Zeitraum. Unterneh-
men mit einem gemeinsamen Anteil von 95 Prozent gelten als „obligated entities“ und müssen bis zum 30. 
Juni 2025 einen detaillierten Umsetzungsplan vorlegen. Unternehmen mit geringerem Anteil sind von der 
Pflicht ausgenommen („excluded entities“). 
 
Ziel ist es, dass diese Unternehmen geologische Speicherstandorte selbst erschließen oder sich an Projekten 
zur CO₂-Speicherung beteiligen. Die EU-Kommission will den Prozess durch beschleunigte Genehmigungen 
und Mittel aus dem Innovationsfonds flankieren. 
 
Die Ermittlung der betroffenen Unternehmen erfolgte auf Basis von Produktionsdaten, die von den Mitglied-
staaten an die EU-Kommission übermittelt wurden. Berücksichtigt wurden sowohl Einzeldaten pro Förderli-
zenz als auch aggregierte Produktionszahlen pro Unternehmen. Diese Daten wurden von der EU-Kommission 
mit externen Quellen abgeglichen, um die Gesamtfördermengen zu bestätigen. 
 
Eine Liste der verpflichteten und ausgenommenen Unternehmen findet sich hier. 
 
Quelle: DIHK, EU-Kommission 
 
 
EU-Industrial Decarbonisation Accelerator Act 
 
Im Rahmen des von der EU-Kommission am 26. Februar 2025 vorgestellten Clean Industrial Deal bereitet sie 
derzeit einen Rechtsakt zur beschleunigten Dekarbonisierung der Industrie vor (Industrial Decarbonisation 
Accelerator Acts, IDAA). 
 
Dieser soll im 4. Quartal 2025 vorgestellt werden. Der IDAA soll laut EU-Kommission darauf abzielen, die 
energieintensive Industrie dabei zu unterstützen, ihre Dekarbonisierung fortzusetzen und gleichzeitig ihre in-
ternationale Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten. Dabei werden drei Ansätze verfolgt: 

• Beschleunigung der Genehmigungsverfahren für die industrielle Dekarbonisierung 

• Identifizierung und Förderung von prioritären Projekten und Clustern 

• Schaffung und Schutz europäischer Leitmärkte für kohlenstoffarme Produkte 
 
In diesem Zusammenhang hat die EU-Kommission sowohl eine Sondierung als auch eine Konsultation ge-
startet. Rückmeldungen sind bis zum 8. Juli 2025 für die Sondierung und bis zum 9. Juli 2025 für die Konsul-
tation möglich. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Neue EU-Regelung zu Kunststoffgranulat: Differenzierte Pflichten für Unternehmen je nach Größe 
 
Der Europäische Rat und das EU-Parlament haben sich am 08. April 2025 auf eine neue Regelung zur Ver-
meidung von Kunststoffgranulat-Verlusten verständigt, um die Mikroplastikverschmutzung wirksam zu be-
kämpfen. Künftig müssen Unternehmen, die jährlich mehr als 1.500 Tonnen Kunststoffgranulat handhaben, 
eine Zertifizierung durch eine unabhängige Stelle vorlegen. Kleinere Unternehmen mit derselben Menge un-
terliegen erleichterten Bedingungen; unter anderem haben sie fünf Jahre Zeit, um eine einmalige Zertifizierung 
durchzuführen. Betriebe unterhalb dieser Schwelle sowie Mikrounternehmen müssen lediglich eine Selbster-
klärung abgeben. 
 

https://climate.ec.europa.eu/document/download/60f255cf-a530-4c36-8aa2-c5b2e1a4e52d_en?filename=c_2025_3222_annexes_en.pdf
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14505-Rechtsakt-zur-beschleunigten-Dekarbonisierung-der-Industrie-Beschleunigung-der-Dekarbonisierung_de
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2025/04/08/plastic-pellet-losses-council-and-parliament-agree-on-new-rules-to-reduce-microplastic-pollution/
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2025/04/08/plastic-pellet-losses-council-and-parliament-agree-on-new-rules-to-reduce-microplastic-pollution/
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Das zentrale Ziel der neuen Vorschriften ist die Prävention von Pelletverlusten entlang der gesamten Liefer-
kette – sowohl an Land als auch auf See. Der Gesetzestext muss noch formell angenommen werden, bevor 
er mit einer Übergangsfrist von zwei Jahren in Kraft tritt. Die EU-Kommission wird unterstützende Leitlinien 
zur Umsetzung bereitstellen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU einigt sich auf Gesetz zur Bodenüberwachung und -resilienz 
 
Am 10. April 2025 haben sich der Europäische Rat und das EU-Parlament auf ein neues Gesetz zur Boden-
überwachung geeinigt. Ziel ist es, ein einheitliches, aber flexibles System zur Bewertung der Bodengesundheit 
in allen Mitgliedstaaten einzuführen. Die Böden sollen anhand physikalischer, chemischer und biologischer 
Kriterien bewertet werden. Die beiden Gesetzgeber haben sich auf erste Schritte zur Überwachung von PFAS 
und Pestiziden geeinigt. Kontaminierte Standorte müssen künftig identifiziert und gegebenenfalls saniert wer-
den. Auch Bodenversiegelung und -verlust sollen stärker eingedämmt werden. Das Gesetz soll dazu beitra-
gen, bis 2050 Böden in der EU in einen gesunden Zustand zu versetzen. Die formale Annahme durch Parla-
ment und Rat steht noch aus. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Digitaler Produktpass: EU-Konsultation zu Anforderungen an Dienstleister 
 
Die EU-Kommission hat eine öffentliche Konsultation zur Ausgestaltung des digitalen Produktpasses (DPP) 
gestartet. Ziel des DPP ist es, Informationen über die Nachhaltigkeit, Kreislauffähigkeit und Konformität von 
Produkten digital und transparent bereitzustellen. Der Fokus der Konsultation liegt auf der Frage, welche An-
forderungen sogenannte Digitalproduktpass-Dienstleister künftig erfüllen müssen – etwa in Bezug auf Infor-
mationssicherheit, Datenmanagement und langfristige Verfügbarkeit. Auch die Einführung eines EU-weiten 
Zertifizierungssystems wird diskutiert. 
 
Der DPP ist ein zentrales Element der neuen Ökodesign-Verordnung für nachhaltige Produkte. Die geplante 
Regulierung betrifft einen entstehenden digitalen Dienstleistungsmarkt, der künftig Unternehmen bei der Um-
setzung ökologischer Produktanforderungen unterstützen soll. Die Kommission strebt dabei einen einheitli-
chen, fairen und innovationsfördernden Rahmen für Anbieter solcher Dienste an. 
 
Die öffentliche Konsultation läuft bis zum 01. Juli 2025. Unternehmen, insbesondere Hersteller, Importeure und 
digitale Dienstleister, sind eingeladen, ihre Position einzubringen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Digitaler Produktpass: Ihre Meinung bis 1. Juli ist gefragt 

Die EU-Kommission hat eine öffentliche Konsultation über den künftigen Digitalen Produktpass (DPP) gestar-
tet. Mit dem DPP sollen digitale Informationen über die Nachhaltigkeit und Kreislaufwirtschaft von Produkten 
sowie über ihre Konformität mit den Rechtsvorschriften leichter zugänglich gemacht werden. 
 
Die EU-Kommission möchte einen delegierten Rechtsakt erlassen, in dem Vorschriften für die Tätigkeit von 
DPP-Dienstleistern festgelegt werden. Digitalproduktpass-Dienstleister speichern und verarbeiten Digitalpro-
duktpass-Daten im Auftrag der verantwortlichen Wirtschaftsteilnehmer (zum Beispiel Hersteller, Importeure), 
die beschließen, dies nicht selbst zu tun. Für verantwortliche Wirtschaftsteilnehmer, die beschließen, den di-
gitalen Produktpass selbst zu speichern, verwahren die Digitalproduktpass-Dienstleister dessen vorgeschrie-
bene Sicherungskopie. 
 
Ziel der Konsultation ist es, die Meinungen von Interessengruppen über Vorschriften für DPP-Dienstleister 
einzuholen, sowie ob ein Zertifizierungssystem für solche Diensteanbieter erforderlich ist. Frist ist der 01. Juli. 
 
 

https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2025/04/10/soil-monitoring-law-council-reaches-deal-with-parliament/?utm_source=brevo&utm_campaign=AUTOMATED%20-%20Alert%20-%20Newsletter&utm_medium=email&utm_id=3318
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2025/04/10/soil-monitoring-law-council-reaches-deal-with-parliament/?utm_source=brevo&utm_campaign=AUTOMATED%20-%20Alert%20-%20Newsletter&utm_medium=email&utm_id=3318
https://newsletter.dihk.de/d?p00btt5i000deq00d0000oey000000000ribzmvpz5di534xlmoottzy0000bc000000lxq3lue
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14382-Digitaler-Produktpass-DPP-Vorschriften-fur-Dienstleister_de
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Öffentliche Konsultation zur neuen Bioökonomie-Strategie 
 
Die EU-Kommission hat eine öffentliche Konsultation zur Überarbeitung der EU-Bioökonomie-Strategie ge-
startet. Diese Strategie, die erstmals 2012 eingeführt und 2018 aktualisiert wurde, soll nachhaltiges Wirt-
schaftswachstum fördern, indem sie biologische Ressourcen effizient nutzt. 
 
Ziel der Konsultation ist es, Meinungen von Bürgern, Unternehmen, Forschungseinrichtungen und anderen 
Interessengruppen zu sammeln, um die Strategie an aktuelle Herausforderungen wie den Klimawandel und 
den Erhalt der Biodiversität anzupassen. 
 
Die Bioökonomie – verstanden als Biomasseproduktion, Biomasseumwandlung in Lebensmittel, biobasierte 
Materialien und Produkte sowie Bioenergie – erwirtschaftete 2021 eine Wertschöpfung von 728 Milliarden 
Euro und beschäftigte 17,2 Millionen Menschen in der EU, was 5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts der EU 
entspricht. Die EU-Kommission sieht ein Wachstumspotenzial in einer regenerativen Bioökonomie, die zur 
Wettbewerbsfähigkeit der EU beiträgt, die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen weiter reduziert und die 
ländlichen Gebiete fördert. 
 
Interessierte können bis zum 15. Juli 2025 an der Konsultation teilnehmen. Die Ergebnisse sollen in die Neu-
gestaltung der Strategie einfließen, die voraussichtlich 2026 vorgestellt wird. Laut EU-Kommission soll die 
neue Bioökonomie-Strategie eine kreislauforientierte und nachhaltigere Produktion und Nutzung biologischer 
Ressourcen für Lebensmittel, Materialien, Energie und Dienstleistungen fördern. Sie richtet sich an Land- und 
Forstwirte, Industrie und Unternehmen, insbesondere KMU und Start-ups in der EU. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Was bedeutet das EuGH-Urteil zu Kundenanlagen? 
 
Ende 2024 hat der EU-Gerichtshof (EuGH) einen wichtigen Teil der deutschen Energienetz-Systematik infrage 
gestellt: Dem Urteil zufolge verstößt die Ausgestaltung der "Kundenanlage" gegen EU-Recht. Eine Kurzum-
frage der Deutschen Industrie- und Handelskammer (DIHK) beleuchtet die Betroffenheit der Betriebe. 
 
Kundenanlagen nach § 3 Abs. 24a des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) sind geografisch meist eng be-
grenzte Erzeugungsanlagen, die Letztverbraucher innerhalb von Gebäuden, Gewerbe- oder Gebäudekomple-
xen versorgen. Sie können sich aber auch außerhalb von Gebäuden über ein größeres Grundstück erstrecken. 
Der Vorteil: Ihr Betreiber gilt nicht als Netzbetreiber, muss also nicht die hierfür typischen Netzpflichten erfüllen. 
 
Genau dies bemängelte der EuGH seiner Entscheidung vom 28. November 2024: Obwohl sie nach EU-Recht 
alle Merkmale für ein Netz erfülle, umgehe die Kundenanlage nach deutschem Recht die Netzbetreiberpflich-
ten. Dies schränke den Wettbewerb ein, monierte der Gerichtshof. 
 
Rechtssicherheit auf der Kippe 

Damit ist die rechtssichere Weiterleitung von Energie und insbesondere von Strom innerhalb eines Betriebs-
netzes hierzulande ungewiss. Betroffen sind unzählige dezentrale Energieversorgungsanlagen in Deutsch-
land: Industrie-, Betriebs- und Gewerbenetze ebenso wie beispielsweise Stromnetze von Einzelhandelszen-
tren, Bürogebäuden, Krankenhäusern oder Universitäten. 
 
Vor diesem Hintergrund hat die DIHK im März bundesweit Unternehmen zum Thema befragt. Die Rückmel-
dungen aus den Betrieben zeigen, dass mehr als die Hälfte davon eine Kundenanlage betreibt – vielfach sogar 
unbewusst. Was die Kurzumfrage im Einzelnen ergeben hat und was das für die Bedeutung des Urteils in der 
Praxis heißt, erfahren Sie in der DIHK-Umfrage "Kundenanlage nach dem Energiewirtschaftsgesetz". 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Saubere Industriepolitik und globale Umweltmaßnahmen 
 
Am 27. März 2025 kamen die EU-Umweltminister in Brüssel zusammen, um zentrale umweltpolitische Themen 
zu erörtern. Ein Schwerpunkt lag auf der ökologischen Dimension des „Deals für eine saubere Industrie“, den 
die EU-Kommission am 26. Februar 2025 als gemeinsamen Fahrplan für Wettbewerbsfähigkeit und Dekarbo-
nisierung vorgestellt hatte. 
 

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14555-Towards-a-circular-regenerative-and-competitive-bioeconomy_en
https://www.dihk.de/resource/blob/132722/ec9b37473695257a7e11c4d699306899/dihk-umfrage-kundenanlagen-2025-data.pdf
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Ziel dieses Deals ist es, Klimaschutz und Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft in eine übergrei-
fende Wachstumsstrategie zu integrieren, wobei ein besonderer Fokus auf energieintensive Industrien und 
saubere Technologien gelegt wird. Das Kreislaufprinzip wird dabei besonders betont, mit geplanten Maßnah-
men wie einem Rechtsakt über die Kreislaufwirtschaft, einer Initiative für eine grüne Mehrwertsteuer und einem 
Paket für die chemische Industrie. 
 
Ein weiterer wichtiger Punkt auf der Tagesordnung war der Gedankenaustausch über die globale Umweltpo-
litik in Anwesenheit von Inger Andersen, der UN-Untergeneralsekretärin und Exekutivdirektorin des UN-Um-
weltprogramms. Die Minister diskutierten über globale Maßnahmen im Bereich der Biodiversität und des Kli-
maschutzes. Zudem tauschen sie sich dazu aus, wie sie am besten zu einem erfolgreichen Abschluss der 
laufenden Verhandlungen über ein globales Kunststoffabkommen beitragen können. 
 
Unter dem Punkt „Sonstiges“ wurden unter anderem folgende Themen behandelt: 
 

• Der Ratsvorsitz und die EU-Kommission berichteten über die wiederaufgenommene Tagung und die 
Ergebnisse der 16. Konferenz der Vertragsparteien des Übereinkommens über die biologische Vielfalt 
(COP 16), die im Februar 2025 in Rom stattfand. 

• Die ukrainische Ministerin für Umweltschutz und natürliche Ressourcen, Svitlana Hrynchuk, infor-
mierte über die ökologischen Folgen der Aggression Russlands gegen die Ukraine. 

• Frankreich stellte Mechanismen zur Stabilisierung der Preise für Emissionszertifikate im EU-Emissi-
onshandelssystem vor. 

• Italien, Frankreich und die Slowakei betonten die Notwendigkeit eines wirksameren CO₂-Grenzaus-
gleichssystems, um eine wettbewerbsfähige und dekarbonisierte EU-Industrie zu gewährleisten. 

• Tschechien, gemeinsam mit Frankreich, Kroatien, Lettland, Litauen, Rumänien, der Slowakei, Slowe-
nien und Ungarn, sprach die grenzüberschreitende Verbringung von Abfällen und Möglichkeiten zur 
Verbesserung des Zugangs zu Informationen für die zuständigen Behörden und Kontrollstellen an, 
insbesondere im Falle illegaler Abfallverbringung. 

 
Hier ist der Link zur Pressemeldung des Rates. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Neue Abfallschlüssel für Lithium-Batterien ab Ende 2026 
 
Die EU hat das Abfallverzeichnis erstmals seit 2002 überarbeitet: Ab dem 09. November 2026 gelten neue, 
differenziertere Abfallschlüssel für Batterien – insbesondere für solche mit Lithium, Natrium oder Nickel. Ziel 
ist eine präzisere Erfassung und sichere Entsorgung, etwa um Brandrisiken zu verringern. 
 
Neu ist u. a. ein eigener Code für Lithium-Altbatterien aus Siedlungsabfällen. Auch andere Kapitel (z. B. zu 
Schlacken, Einwegkameras und Abfallbehandlungsrückständen) wurden angepasst. Grundlage ist die neue 
EU-Batterieverordnung (2023/1542), welche geänderte Chemikalien und Terminologie berücksichtigt. 
 
Betriebe sollten rechtzeitig prüfen, ob sich durch die neuen Codes Änderungen bei Genehmigungen, Doku-
mentationen oder Entsorgungswegen ergeben. In Deutschland ist eine Anpassung der Abfallverzeichnisver-
ordnung (AVV) bis spätestens Ende 2026 zu erwarten. 
 
Weitere Informationen finden sich hier.  
 
Quelle: IHK Südlicher Oberrhein 
 
 
EU bereitet neue Vorgaben zur Konformitätsprüfung bei F-Gasen vor 
 
Die EU-Kommission arbeitet derzeit an einer Durchführungsverordnung zur Konformitätsprüfung von Erzeug-
nissen und Einrichtungen, die teilfluorierte Kohlenwasserstoffe (HFKW) enthalten. Die Regelung konkretisiert 
die Anforderungen aus Artikel 19 der F-Gase-Verordnung 2024. 
 

https://www.consilium.europa.eu/en/meetings/env/2025/03/27/
https://www.ihk.de/karlsruhe/fachthemen/umwelt/abfall/batterien/abfallschluessel-neue-abfallschluessel-fuer-6576432
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Hersteller und Einführer entsprechender Produkte – etwa in der Kälte- und Klimatechnik – müssen künftig 
Konformitätserklärungen vorlegen, sofern ihre Produkte unter die Stoffe in Anhang I Gruppe 1 fallen. Ausge-
nommen sind Produkte mit weniger als 10 Tonnen CO₂-Äquivalent pro Jahr. 
 
Für Einrichtungen, die bei Inverkehrbringen bereits HFKW enthalten, verlangt die Verordnung darüber hinaus, 
dass die entsprechenden Unterlagen, Berichte und Erklärungen von einer unabhängigen Prüfstelle bestätigt 
werden (Art. 19 Abs. 3). 
 
Die geplante Durchführungsverordnung der EU-Kommission soll u. a.: 

• standardisierte Vordrucke für die Konformitätserklärung bereitstellen, 

• Anforderungen an Prüfstellen definieren, 

• Vorgaben für Format und Inhalt der einzureichenden Unterlagen festlegen. 
 
Weitere Informationen finden Sie hier.   
 
 
F-Gase: Berichtspflicht nach Artikel 26 – nicht alle Unternehmen betroffen 
 
Viele Unternehmen, die im F-Gase-Portal registriert sind, erhalten derzeit automatische Hinweise auf eine 
mögliche Berichtspflicht nach Artikel 26 der neuen F-Gase-Verordnung. Allerdings gilt diese Pflicht nur für 
bestimmte Tätigkeiten und Mengenschwellen. Unternehmen sollten daher zunächst prüfen, ob sie tatsächlich 
betroffen sind. 
 
Die Berichtspflicht gemäß Artikel 26 betrifft u. a. Unternehmen, die: 

• teilfluorierte Kohlenwasserstoffe (HFKW) in vorbefüllten Einrichtungen wie Fahrzeugen, Wärmepum-
pen oder Klimaanlagen in Verkehr bringen, 

• und dabei folgende Mengen pro Kalenderjahr überschreiten: 

o ≥ 10 Tonnen CO₂-Äquivalent bei HFKW, 

o ≥ 100 Tonnen CO₂-Äquivalent bei anderen F-Gasen. 
 
Diese Pflicht gilt nur für das Inverkehrbringen in der EU – nicht für Ausfuhren. Für Hersteller oder Händler von 
PKW beispielsweise ist die Schwelle in der Regel nicht relevant, da das gängige Kältemittel R1234yf laut 
Verordnung nur einen Umrechnungsfaktor von 0,501 hat und in PKW meist in Mengen unter einem Kilogramm 
eingesetzt wird. 
 
Auch andere Absätze des Artikels 26 können relevant sein – etwa für Unternehmen, die: 

• F-Gase in Behältern herstellen, einführen oder ausführen (Absatz 1), 

• F-Gase zerstören (Absatz 2), 

• oder Prüfberichte im Sinne von Artikel 19 Absatz 3 einreichen müssen (Absatz 7). 
 
Antworten auf häufig gestellte Fragen bietet das Umweltbundesamt hier auf seinen Internetseiten. 
 
Ein umfangreiches Dokument zu Artikel 26 der F-Gase-Verordnung haben EU-Kommission und EEB hier ver-
öffentlicht. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
F-Gase: EU-Kommission veröffentlicht aktualisierte Anleitung zur Registrierung 
 
Die EU-Kommission hat ihre Schritt-für-Schritt-Anleitung zur Registrierung im F-Gase-Portal aktualisiert und 
nun auch auf Deutsch veröffentlicht. Neu aufgenommen wurden Hinweise zur Ein- und Ausfuhr von Fahrzeu-
gen, die mit fluorierten Treibhausgasen vorbefüllt sind. 
 
Die Registrierung im F-Gase-Portal ist weiterhin mit erheblichen praktischen Schwierigkeiten verbunden, was 
bei vielen Unternehmen zu Verzögerungen bei der Zollabwicklung führt. 
 

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14207-F-Gase-neues-Muster-fur-die-Konformitatserklarung_de
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/fluorierte-treibhausgase-fckw/rechtliche-regelungen/haeufig-gestellte-fragen-zur-f-gas-verordnung/abschnitt-12-berichterstattung#frage-121-mussen-unternehmen-offensichtliche-fehler-in-der-berichterstattung-korrigieren-da-zahlen-des-vorjahrs-ausgangspunkt-fur-die-quotenzuteilung-im-folgejahr-sind-wenn-ja-wie-soll-dies-erfolgen
https://bdr.eionet.europa.eu/help/fgases
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Der Leitfaden enthält zahlreiche technische Hinweise zur Registrierung. Ab Seite 13 wird ausführlich erläutert, 
welche Formen der Registrierung möglich sind – etwa für Ein- oder Ausfuhren, für Massengut oder Geräte, 
sowie für Stoffe, die HFKW enthalten oder nicht. 
 
Wichtig: Die EU-Kommission weist erneut darauf hin, dass die Bearbeitung einer Registrierung bis zu zehn 
Arbeitstage oder länger dauern kann. 
 
Der Leitfaden in der deutschsprachige Version findet sich hier. 
 
Hintergrund: Die seit März 2024 geltende Registrierungspflicht führt weiterhin zu Problemen beim Zoll. Offen-
bar wird die korrekte Registrierung erst seit Anfang 2025 systematisch kontrolliert, was die Herausforderungen 
zusätzlich verschärft. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
REACH: Trifluoressigsäure (TFA) - Deutsche Behörden fordern strengere Einstufung 
 
Die Bundesstelle für Chemikalien (BfC) hat gemeinsam mit dem Umweltbundesamt (UBA) und dem Bundes-
institut für Risikobewertung (BfR) ein Dossier zur harmonisierten Einstufung von Trifluoressigsäure (TFA) bei 
der EU-Chemikalienagentur (ECHA) eingereicht. Der Vorschlag stuft TFA als fortpflanzungsgefährdend, sehr 
persistent (vP) und sehr mobil (vM) ein. 
 
TFA gehört zur Gruppe der PFAS (per- und polyfluorierte Alkylverbindungen) und ist aufgrund seiner Umwelt- 
und Gesundheitsrelevanz zunehmend in den Fokus gerückt. Die Behörden bewerten den Stoff als problema-
tisch, da: 

• TFA sich nur sehr langsam abbaut und sich in der Umwelt weit verbreitet, 

• TFA in zahlreichen Anwendungen als Abbauprodukt entsteht – z. B. aus Pflanzenschutzmitteln und 
fluorierten Kältemitteln (wie R1234yf), 

• TFA seit Jahren in Gewässern nachweisbar ist – mit steigender Tendenz. 
 
Der Stoff war 2016 erstmals im Trinkwasser der Neckarregion auffällig geworden. Seither wird er auch mit 
Einträgen aus Landwirtschaft und Industrie in Verbindung gebracht. 
 
Die ECHA hat das Dossier der deutschen Behörden veröffentlicht. Aktuell läuft eine sechswöchige Kommen-
tierungsfrist. Im Anschluss bewertet der Wissenschaftliche Ausschuss für Risikobeurteilung (RAC) die einge-
reichten Daten und Stellungnahmen. Innerhalb von 18 Monaten geht dessen Empfehlung an die EU-Kommis-
sion, die daraufhin einen Verordnungsentwurf zur Anpassung der CLP-Verordnung ausarbeiten kann. 
 
Folgen für Unternehmen: 

Die neue Bewertung könnte Auswirkungen auf die Zulassung bestimmter Pflanzenschutzmittel sowie auf Käl-
temittel mit TFA-Emissionen haben. Auch alternative Stoffe wie CO₂, Ammoniak oder Kohlenwasserstoffe 
könnten dadurch weiter an Bedeutung gewinnen. 
 
Weitere Informationen und die Pressemitteilung des Umweltbundesamts finden sich hier.  
 
Quelle: Umweltbundesamt (UBA) 
 
 
ECHA schlägt Beschränkungen für Chrom(VI)-Verbindungen vor 
 
Die EU-Chemikalienagentur (ECHA) kam zu dem Schluss, dass eine EU-weite Beschränkung gerechtfertigt 
ist, da Cr(VI)-Verbindungen zu den gefährlichsten krebserregenden Stoffen am Arbeitsplatz zählen. 
 
Die vorgeschlagene Beschränkung sieht Ausnahmen für bestimmte Anwendungen vor – etwa bei der Formu-
lierung von Gemischen, der Galvanisierung auf Kunststoff- und Metallsubstraten sowie bei bestimmten Ober-
flächenbehandlungen – sofern strenge Grenzwerte für die Exposition und Emissionen eingehalten werden. 
 

https://climate.ec.europa.eu/document/download/45f6bc69-e88a-4e92-a28d-b7aa76877e05_de?filename=Leitfaden%20zur%20Registrierung%20von%20EU-Unternehmen%20im%20F-gas%20Portal_DE.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/presse/pressemitteilungen/trifluoressigsaeure-tfa-bewertung-fuer-einstufung
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Nächste Schritte: 

Eine sechsmonatige öffentliche Konsultation beginnt voraussichtlich am 18. Juni 2025. Die ECHA plant eine 
Online-Informationsveranstaltung, um den Prozess zu erläutern und die Beteiligung der Interessengruppen zu 
fördern. 
 
Die wissenschaftlichen Ausschüsse der ECHA werden den Vorschlag bewerten. Die endgültige Entscheidung 
über die Beschränkung trifft die Europäische Kommission gemeinsam mit den EU-Mitgliedstaaten. 
 
Weitere Informationen hier auf der ECHA Webseite. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
 
 

KURZ NOTIERT 
 
 
Neues DIHK-Erklärvideo: StromPartnerschaft verständlich erklärt 
 
In einem kompakten Erklärvideo beleuchtet die Deutsche Industrie- und Handelskammer (DIHK) das Konzept 
der StromPartnerschaft – einen Vorschlag zur gezielten Förderung grüner Stromverträge zwischen Unterneh-
men und Stromerzeugern. Das Modell soll Anreize schaffen, Investitionen in erneuerbare Energien zu stärken 
und zugleich Unternehmen durch reduzierte Netzentgelte und Zuschüsse entlasten. 
 
Die StromPartnerschaft sieht einen Investitionsschuss von 25 Prozent für neu errichtete Photovoltaik-Freiflä-
chen und Onshore-Windkraftanlagen vor. Gleichzeitig sollen die Netzentgelte für Unternehmen, die grünen 
Direktstrom nutzen, 15 Jahre lang um 2 Cent je Kilowattstunde gesenkt werden. Ein wichtiges Element dabei 
sind entsprechend langfristige Direktlieferverträge, sogenannte "Power Purchase Agreements" (PPA).  
 
In Summe könnten die Teilnehmenden an der StromPartnerschaft nach DIHK-Berechnungen gut 5 Cent je 
Kilowattstunde Strom sparen. Gleichzeitig würden Investitionen in Erneuerbare attraktiver – die DIHK rechnet 
mit zusätzlichen Kapazitäten im Umfang von 50 Gigawatt. 
 
Dieses 2023 erstmal präsentierte Konzept der StromPartnerschaft wird in der 2024 entwickelten "StromPart-
nerschaft+" auf Speichertechnologien und Elektrolyseure ausgeweitet. Zusätzlich zur Investitionszulage sieht 
sie vor, den für die Wasserstoffproduktion eingesetzten oder in Speicher fließenden Strom von Netzentgelten 
zu befreien. So ließen sich die Kosten für die Produktion grünen Wasserstoffes ganz erheblich senken; die 
Abhängigkeit von Preisschwankungen würde sinken, die Planbarkeit steigen. 
 
Das Video und weiterführende Informationen finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Studie: Wettbewerbsfähigkeit des Wasserstoffs aus afrikanischen Ländern 
 
Die von der TU München, ETH Zürich und University of Oxford gemeinsam erarbeitete Studie „Mapping the 
cost competitiveness of African green hydrogen imports to Europe“ untersucht, unter welchen Bedingungen 
grüner Wasserstoff (H₂) aus Afrika bis 2030 wettbewerbsfähig nach Europa (v.a. nach Rotterdam) exportiert 
werden kann. Der Fokus liegt dabei auf dem Export in Form von Ammoniak (NH₃), das sich aufgrund seiner 
hohen Energiedichte und bestehender Infrastruktur besonders gut für den Transport eignet. 
 
Die EU plant, bis 2030 10 Mio. Tonnen grünen Wasserstoff zu importieren. Doch aktuell ist grüner Wasserstoff 
aus Afrika deutlich teurer als grauer Wasserstoff aus fossilen Quellen – und auch teurer als grüner Wasserstoff 
aus Europa. Um dieses Kostenproblem besser zu verstehen, analysiert die Studie mithilfe eines geobasierten 
Modells über 10.000 potenzielle Produktionsstandorte in 31 afrikanischen Küstenstaaten und berücksichtigt 
dabei 4 verschiedene Szenarien. 
 

https://echa.europa.eu/de/-/echa-proposes-restrictions-on-chromium-vi-substances-to-protect-health#msdynttrid=VH08bQ2_9umvO-sctG2gqRMPyaW_hM0iMogO5v97nuA
https://www.dihk.de/de/themen-und-positionen/wirtschaftspolitik/energie/-strompartnerschaft-erneuerbare-marktgerecht-voranbringen-130976
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Hauptergebnisse: 

Ohne politische Unterstützung bleibt Wasserstoff aus Afrika mit Kosten zwischen 4,2 und 4,9 Euro pro Kilo-
gramm bis 2030 unwirtschaftlich. Selbst unter idealen Bedingungen, wie bspw. politsicher Absicherung („De-
Risking“) und niedrigen Zinsen liegen die minimal erreichbaren Kosten bei 3,2 Euro/kg H₂ (in Mauretanien). 
Zum Vergleich: Grüner Wasserstoff aus Rotterdam wird im Jahr 2030 auf etwa 4,7 Euro/kg geschätzt, während 
die günstigsten Projekte in Spanien bereits mit 2,8 Euro/kg auskommen. Unter realistischen Bedingungen ist 
afrikanischer Wasserstoff daher nur dann wettbewerbsfähig, wenn europäische Staaten aktiv de-risking be-
treiben (etwas durch langfristige Abnahmegarantien und politische Risikoversicherungen). 
 
Die Studie identifiziert 214 Standorte in sechs Ländern: Algerien, Kenia, Mauretanien, Marokko, Namibia und 
Sudan. Besonders günstige Bedingungen herrschen in Mauretanien, Marokko und Algerien, bedingt durch 
gute Windverhältnisse, geringe Transportentfernungen nach Europa und relativ stabile institutionelle Rahmen-
bedingungen. Doch viele dieser Standorte liegen in politisch instabilen Regionen, etwa im Westsahara-Gebiet 
oder an der Grenze zwischen Sudan und Ägypten. Das erschwert langfristige Investitionen erheblich, da in 
solchen Regionen keine politischen Risikoversicherungen wie von der Weltbank (MIGA) verfügbar sind. 
 
Ein weiterer kritischer Punkt ist die Größenordnung geplanter Projekte im Verhältnis zur wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit der Länder. So liegt das geplante Investitionsvolumen des Aman-Projekts in Mauretanien bei 
rund 40 Milliarden US-Dollar, bzw. das Vierfache des aktuellen BIP des Landes. Auch die mangelnde Verfüg-
barkeit von lokalem Know-how für großskalige Windenergieprojekte, mögliche Wasserknappheit in bestimm-
ten Regionen und geopolitische Unsicherheiten bergen erhebliche Risiken für die Umsetzbarkeit. 
 
Die Studie macht jedoch auch deutlich: Wenn gezielte politische Maßnahmen zur Risikominderung greifen 
(bspw. Garantien durch europäische Staaten oder multilaterale Institutionen wie die Weltbank), kann afrikani-
scher Wasserstoff im globalen Wettbewerb bestehen. Entscheidend ist, dass diese Maßnahmen nicht nur dem 
Export dienen, sondern auch lokale Wertschöpfung ermöglichen. Länder wie Marokko, Ägypten oder Südafrika 
könnten hierbei durch industrielle Anschlussnutzung von grünem Wasserstoff (z. B. für Dünger oder Stahlpro-
duktion) zusätzlich profitieren. Im Gegensatz dazu fehlen Ländern wie Mauretanien oder Namibia bislang die 
Voraussetzungen für derartige industrielle Nutzungsketten. 
 
Langfristig braucht es daher nicht nur eine europäische Importstrategie, sondern auch einen entwicklungspo-
litisch fundierten Ansatz: Afrikanische Staaten sollten in bilateralen Verhandlungen sicherstellen, dass grüne 
Wasserstoffprojekte über bloße Rohstofflieferungen hinaus lokale Wirtschaftskreisläufe stärken und so zur 
nachhaltigen Entwicklung beitragen. 
 
Weitere Informationen und Download der Studie finden sich hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
IEA-Energiepolitikbericht Deutschland 2025 
 
Die Internationale Energieagentur (IEA) hat im April 2025 ihre turnusmäßige Bewertung der deutschen Ener-
giepolitik vorgelegt. Im Mittelpunkt steht die Frage, wie Deutschland nach dem Ausstieg aus Kernenergie, 
Kohle und russischem Gas seine Energieversorgung sicher, klimafreundlich und bezahlbar umgestalten kann. 
Die IEA sieht Deutschland dabei an einem „Wendepunkt der Energiewende“. 
 
Zentrale Befunde: 

• Klimaziele: Deutschland will bis 2045 klimaneutral werden, Zwischenziel 2030: -65 Prozent gegen-
über 1990. Bis 2024: -48 Prozent. 

• Stromsektor: 2024 Emissionsrückgang um 11 Prozent durch Kohleausstieg. 

• Gebäudesektor: 32 Mt CO2eq Überschuss bis 2030 mit Blick auf die Vorgaben des Klimaschutzge-
setzes erwartet. 

• Verkehr: Größte Lücke – rund 180 Mt CO2eq über dem Budget. 

• Kosten: Hohe Strompreise belasten Haushalte und Industrie. 

• Finanzierung: KTF 2024 auf 49 Mrd. Euro reduziert, Unklarheiten über künftige Mittelverfügbarkeit. 
 

https://www.nature.com/articles/s41560-025-01768-y
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Fokusbereiche der IEA 

1. Elektrizitätssystem: Ziel: 80 Prozent Erneuerbare bis 2030. Notwendig sind Netzausbau, Speicher, 
Flexibilität und smarte Steuerung. 

2. Wärmesektor: Fokus auf Wärmepumpen, Fernwärme und kommunale Wärmeplanung zur Dekarbo-
nisierung der Gebäude. 

3. Verkehr: Ziel von 15 Mio. E-Autos bis 2030 gefährdet. Ladeinfrastruktur und politische Anreize unzu-
reichend. 

4. Wasserstoff: Nachfrageanreize und Planungssicherheit fehlen. CfDs, Standards und öffentliche Be-
schaffung empfohlen. 

 
Zehn zentrale Empfehlungen der IEA 

1. Langfristige politische und regulatorische Stabilität sichern: Investitionen in klimafreundliche 
Technologien brauchen verlässliche Rahmenbedingungen. 

2. Dekarbonisierung des Verkehrssektors deutlich beschleunigen: Bonus-Malus-System, Flotten-
ziele, Ladeinfrastruktur, bessere Koordination. 

3. Rolle von Erdgas im Übergang klar definieren: Ein konsistentes Ausstiegsszenario schaffen, um 
Investitionen zu ermöglichen. 

4. Strompreise senken und Wettbewerbsfähigkeit sichern: Netzentgelte, Entlastungen für Industrie, 
faire Kostenverteilung. 

5. Klare lokale Preissignale zur Systemoptimierung einführen: Anreize für standortgerechte Einspei-
sung und Netznutzung schaffen. 

6. Smart Meter flächendeckend ausrollen: Grundlage für flexible, dezentrale Energienutzung schaf-
fen. 

7. Großspeicher zügig und strategisch ausbauen: Speicherstrategie zügig umsetzen, Ausschreibun-
gen starten. 

8. Kommunale Wärmeplanung stärken und koordinieren: Kommunen benötigen Ressourcen zur Pla-
nung und Umsetzung. 

9. Wärmepumpen und Fernwärme als zentrale Optionen verankern: Kommunikation und Förderpo-
litik auf diese Optionen ausrichten. 

10. Gezielte Nachfrage nach grünem Wasserstoff stimulieren: CfDs, grüne Produktstandards und öf-
fentliche Beschaffung einsetzen. 

 
Finanzierung und Umsetzung 

Ein zentrales Querschnittsthema der IEA-Analyse ist die Frage der praktischen Umsetzung – insbesondere 
die Finanzierung der Energiewende. Zwar bestehen in Deutschland ambitionierte Ziele und ein breiter politi-
scher Konsens, doch viele Maßnahmen scheitern bislang an Ressourcen, Koordination und Planungsunsi-
cherheit. 

• Klimatransformationsfonds (KTF): Zentrales Finanzierungsinstrument, 2024: 49 Mrd. EUR (nach 
Kürzung um 12 Mrd. EUR infolge eines Verfassungsgerichtsurteils). 

• Verteilung der Mittel: 

o 40 Prozent für die Wärmewende 

o 31 Prozent zur Senkung der Energiekosten 

o Weitere Mittel für Mobilität, Digitalisierung, Wasserstoff 

• Risiken: Fehlende Mittel für kommunale Wärmeplanung, soziale Abfederung und Innovationsförde-
rung. 

• Empfehlung: Finanzierungsfragen frühzeitig in die Gesetzesplanung integrieren und sozial flankieren. 
 
Fazit der IEA: 

Deutschland hat gute gesetzliche Grundlagen und klare Ziele. Entscheidend ist nun die Umsetzung – vor allem 
in den Bereichen Verkehr, Gebäude und Wasserstoff. Die Finanzierung bleibt ein kritischer Engpass. Die IEA 
ruft zu mehr Koordination, Verlässlichkeit und technologischer Offenheit auf. 
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Denn vollständigen Bericht finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
IMO einigt sich auf CO₂-Bepreisung im internationalen Schiffsverkehr und Umweltzone im Nordostat-
lantik 
 
Der Ausschuss für den Schutz der Meeresumwelt (MEPC) der UN-Schifffahrtsorganisation IMO verabschie-
dete am 11. April 2025 ein Rahmenwerk zur Dekarbonisierung des Seeverkehrs. 
 
Die DIHK befürwortet diesen Durchbruch und spricht sich dafür aus, bestehende europäische Regelwerke wie 
das EU-Emissionshandelssystem (EU-ETS) und FuelEU Maritime zügig mit dem neuen globalen Preissystem 
zu integrieren, sobald dieses verbindlich verabschiedet ist. Dies bietet die Chance eines Level Playing Field 
für den Wettbewerb im internationalen Hafen- und Seeverkehr.  
 
Klimaneutralität der Branche bis 2050 

Die im Jahr 2023 verabschiedete Treibhausgasstrategie der IMO sieht vor, die Emissionen der weltweiten 
Schifffahrt bis 2040 um 70-80 Prozent zu senken und bis 2050 Klimaneutralität zu erreichen. Der internationale 
Seeverkehr ist laut IMO für nahezu 3 Prozent der globalen THG-Emissionen sowie für den Ausstoß von Stick-
stoff- und Schwefeloxiden verantwortlich. 
 
Globales CO₂-Bepreisungssystem beschlossen 

Die nun erzielte Einigung gilt als Meilenstein in der internationalen Klimapolitik: Erstmals wurden verbindliche 
Vorgaben zur THG-Reduktion für den weltweiten Schiffsverkehr beschlossen. Die neuen Regelungen richten 
sich an große Hochseeschiffe mit über 5.000 Bruttoregistertonnen – eine Schiffskategorie, die rund 85 Prozent 
der CO₂-Emissionen der maritimen Branche verursacht. 
 
Die Kernvereinbarung ist die Einführung eines weltweiten CO₂-Bepreisungssystems für die Seeschifffahrt. 
Konkret sieht der Plan ein zweistufiges System zur Regulierung und Bepreisung von THG-Emissionen vor: 

1. Globaler Kraftstoffstandard: Ein globaler Kraftstoffstandard verpflichtet Schiffe dazu, ihre jährliche 
Treibhausgasintensität (GFI) kontinuierlich zu senken. Maßgeblich ist hierbei das sogenannte „Well-
to-Wake“-Prinzip, das Emissionen über den gesamten Lebenszyklus eines Kraftstoffs – von der För-
derung bis zur Nutzung an Bord – berücksichtigt. 

2. Globaler Wirtschaftsmaßnahme (Zertifikatehandel): Schiffe, die die festgelegten GFI-Grenzwerte 
überschreiten, sind verpflichtet, ihr Emissionsdefizit auszugleichen. Dies kann auf drei Wegen gesche-
hen: durch den Erwerb überschüssiger Emissionsgutschriften von emissionsärmeren Schiffen (Sur-
plus Units), durch die Nutzung eigener zuvor angesparter Gutschriften oder durch den Kauf soge-
nannter Ausgleichseinheiten (Remedial Units). Zudem wird es ihnen ermöglicht, eigene Über-
schusszertifikate innerhalb der Flotte flexibel zu nutzen – etwa zum Ausgleich anderer Schiffe im Un-
ternehmensverbund. Wird dieser Ausgleich nicht erbracht, müssen die betreffenden Schiffe CO₂-Ab-
gaben leisten – eine Mindeststeuer von 100 US-Dollar pro Tonne Kohlendioxid. Gleichzeitig sollen 
klimafreundliche Schiffe, die mit emissionsarmen oder emissionsfreien Technologien betrieben wer-
den, von finanziellen Anreizen profitieren. 

 
Die Einnahmen aus dem Verkauf der Ausgleichseinheiten fließen in den IMO Net-Zero Fund. Dieser Fonds 
belohnt Schiffe, die Technologien mit null oder nahezu null THG-Emissionen einsetzen, finanziell. Zudem wer-
den daraus Projekte zur Förderung von Innovation, Forschung und Infrastruktur finanziert. Dazu zählen unter 
anderem die Markteinführung emissionsarmer Kraftstoffe, Investitionen in klimafreundliche Technologien, 
Ausbildungsprogramme für Seeleute sowie die Förderung von gerechten Übergangsprozessen in Entwick-
lungsländern. 
 
Die Mitgliedstaaten der IMO stimmten mit 63 Stimmen für das Maßnahmenpaket. Unterstützung kam unter 
anderem von den EU-Ländern, dem Vereinigten Königreich, Brasilien, China, Indien und Japan. 16 Staaten 
lehnten das Vorhaben ab – darunter bedeutende Erdölproduzenten wie Saudi-Arabien, Russland und die Ver-
einigten Arabischen Emirate. Die US-Delegation verließ vorzeitig die Verhandlungen und forderte andere Staa-
ten auf, sich dem Boykott anzuschließen. Washington drohte zudem mit „gegenseitigen Maßnahmen“, sollte 
US-Schiffen künftig eine CO₂-Abgabe auferlegt werden. 
 

https://www.iea.org/reports/germany-2025
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Die rechtsverbindliche Verabschiedung des Regelwerks durch den MEPC ist für Oktober 2025 vorgesehen. 
Das Inkrafttreten der Maßnahmen ist für das Jahr 2027 geplant. 
 
Kritik von Umweltorganisationen: Der erzielte Kompromiss wird als Balanceakt zwischen ehrgeizigen Kli-
mazielen und den Interessen von Entwicklungsländern gewertet. Gleichzeitig steht die Vereinbarung in der 
Kritik – insbesondere wegen der wenig ambitionierten Emissionsgrenzwerte und der fehlenden verbindlichen 
Nachhaltigkeitskriterien für alternative Kraftstoffe. Umwelt-NGOs wie der International Council on Clean Trans-
portation (ICCT) und Transport & Environment (T&E) warnen, das neue System könne in den kommenden 
Jahren verstärkt den Einsatz von Palm- und Sojaöl als Schiffskraftstoff begünstigen. Für die Entwicklung tat-
sächlich klimaneutraler E-Fuels biete das Regelwerk laut T&E bislang keinen ausreichenden Anreiz. Dennoch 
rechnen ExpertInnen mit jährlichen Einnahmen von rund 10 Milliarden US-Dollar für den IMO-Fonds, von de-
nen ein Teil in Forschung und Entwicklung alternativer, sauberer Kraftstoffe fließen soll. 
 
Umweltzone im Nordostatlantik 

Zudem billigte am 10. April 2025 der MEPC die Einrichtung eines neuen Emissionskontrollgebiets (ECA) im 
Nordostatlantik. Dieses Gebiet erstreckt sich von Portugal über die Britischen Inseln bis nach Island und Grön-
land und soll künftig als Sonderzone mit verschärften Emissionsvorgaben ausgewiesen werden. Schiffe, die 
dieses Seegebiet durchqueren, müssen strengere Anforderungen in Bezug auf Kraftstoffeinsatz und Motoren-
technik erfüllen. Ziel der ECAs ist es, Luftschadstoffe und THG-Emissionen deutlich zu reduzieren. Gleichzeitig 
sollen sie den Anreiz schaffen, weniger schadstoffintensive Treibstoffe zu verwenden und auf alternative An-
triebstechnologien umzusteigen. Das neue Kontrollgebiet schließt nun die bisherige Lücke zwischen den Emis-
sionszonen in Nord- und Ostsee sowie im Mittelmeer. Noch nicht erfasst von solchen Regelungen sind bislang 
lediglich einige Randregionen wie die Kanarischen Inseln, die Azoren, Madeira sowie das Schwarze Meer. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
 
 

FÖRDERPROGRAMME / PREISE 
 
 
EU-Wasserstoffbank fördert 15 Projekte mit knapp einer Milliarde Euro – erstmals auch zwei Projekte 
aus Deutschland dabei 
 
Am 20. Mai 2025 hat die EU-Kommission die Ergebnisse der zweiten Auktionsrunde der EU-Wasserstoffbank 
bekanntgegeben. Insgesamt wurden 15 Projekte aus fünf EU-Mitgliedstaaten für eine Förderung aus dem 
Innovationsfonds ausgewählt. Die Fördersumme beläuft sich auf 992 Millionen Euro. 
 
Ziele der Förderung 

Die geförderten Vorhaben sollen über einen Zeitraum von zehn Jahren rund 2,2 Millionen Tonnen grünen 
Wasserstoff produzieren und dadurch über 15 Millionen Tonnen CO₂-Emissionen einsparen. Einsatzbereiche 
sind vor allem die Chemieindustrie, der Transportsektor sowie die Herstellung von Methanol und Ammoniak. 
 
Förderkonditionen und -vergabe 
Die Fördermittel schließen gezielt die Lücke zwischen Produktionskosten und Marktpreis. Zwölf Projekte er-
halten eine feste Prämie von 0,20 bis 0,60 Euro pro Kilogramm Wasserstoff – die meisten benötigen weniger 
als 0,50 Euro/kg. Erstmals wurden auch drei maritime Projekte mit insgesamt 96,7 Millionen Euro bedacht, um 
die Dekarbonisierung der Schifffahrt zu unterstützen. 
 
Die größten Anlagen dieser Förderrunde entstehen in Deutschland und den Niederlanden. Zum ersten Mal 
erhalten zwei Projekte aus Deutschland eine Förderung: 

• Das Unternehmen ReGas erhält 112 Millionen Euro für ein Großelektrolyse-Projekt im Rahmen eines 
geplanten Wasserstoff-Hubs in Lubmin. 

• Das Projekt „Kaskade“, koordiniert von Meridian SAS, plant eine Elektrolyseleistung von 367 MW und 
zählt zu den umfangreichsten Projekten in Europa. 

 
Die unterzeichneten Förderverträge mit der Europäischen Exekutivagentur für Klima, Infrastruktur und Umwelt 
werden bis Herbst 2025 erwartet. Die Projekte haben anschließend 2,5 Jahre Zeit für die Finanzierung und 
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fünf Jahre bis zum Produktionsstart. Insgesamt könnten durch die geförderten Vorhaben die EU-Kapazitäten 
auf fünf Gigawatt Elektrolyseleistung nahezu verdoppelt werden. 
 
Die EU-Wasserstoffbank plant bereits eine dritte Auktionsrunde für Ende 2025 mit einem Budget von bis zu 
einer Milliarde Euro. Ergänzend soll ein neuer „Wasserstoff-Mechanismus“ den Marktzugang über eine digitale 
Handelsplattform erleichtern. 
 
Mehr Informationen hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Investitions-Booster für E-Mobilität bei Unternehmen 
 
Das Bundeskabinett verabschiedete am 4. Juni 2025 ein Gesetzentwurf des Bundesministeriums der Finan-
zen (BMF), der als „Investitions-Booster“ Anreize zum Kauf von betrieblich genutzten Elektrofahrzeugen schaf-
fen soll. 
 
Maßnahmen: 

• Eine degressive Abschreibung für zwischen dem 30. Juni 2025 und dem 1. Januar 2028 neu ange-
schaffte, betrieblich genutzte Elektrofahrzeuge. Der Abschreibungssatz beträgt im ersten Jahr 75 Pro-
zent, wodurch insbesondere KMU entlastet werden sollen. 

• Der Abschreibungszeitraum beläuft sich auf sechs Jahre, was der durchschnittlichen Nutzungsdauer 
entspricht. Die AfA-Sätze sinken über die Jahre: 10 Prozent im ersten Jahr nach Anschaffung, 5 Pro-
zent im zweiten und dritten Jahr, 3 Prozent im vierten sowie 2 Prozent im fünften Jahr. 

• Für E-Pkw, die als Dienstwagen genutzt werden, ist eine Erhöhung der maximalen Preisgrenze für die 
steuerliche Förderung vorgesehen. Der zulässige Bruttolistenpreis soll dabei von aktuell 70.000 Euro 
auf 100.000 Euro angehoben werden. 

 
Einordnung der Maßnahmen: 

Kurzfristig angelegte, zeitlich begrenzte Anschubmaßnahmen können sinnvoll sein, um den Hochlauf der 
Elektromobilität in Deutschland zu unterstützen, ohne dabei zu langfristigen Marktverzerrungen zu führen. Die 
zeitliche Befristung der Sonderabschreibung auf den Zeitraum von Juli 2025 bis Dezember 2027 bietet Pla-
nungssicherheit. Eine neue Kaufprämie ist hingegen nicht vorgesehen, was die DIHK begrüßt. 
 
Nicht anwendbar ist die vorgesehene Sonderabschreibung von 75 Prozent allerdings auf geleaste Fahrzeuge 
– obwohl ein Großteil der gewerblich genutzten E-Fahrzeuge derzeit über Leasingverträge angeschafft wird 
und lediglich rund 16 Prozent der Neuzulassungen auf Privatpersonen entfallen. Der Tagesspiegel berichtete 
am 5. Juni 2025, dass Prof. Dr. Jens Südekum, Berater im BMF, die Möglichkeit in Aussicht gestellt hat, dass 
dieser Aspekt im laufenden Gesetzgebungsverfahren noch überarbeitet werden könnte. 
 
Neben dem Investitions-Booster für E-Mobilität bei Unternehmen wurden im Gesetzentwurf beschlossen: 

• Ein Investitionsbooster durch Abschreibungen von 30 Prozent- 

• Die schrittweise Absenkung der Körperschaftsteuer auf 10 Prozent ab dem Jahr 2028. 

• Ein Investitionsbooster für die Forschung 
 
Link zum Bundesfinanzministerium. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
 
 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_25_1264
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2025/06/2025-06-04-kabinett-beschliesst-wachstumsbooster.html
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VERANSTALTUNGSKALENDER 
 
 
12. Saarbrücker Energiekongress – Energiewende erfolgreich umsetzen 
 
Am 29. September 2025 veranstaltet die IZES gGmbH in der Aula und im Innovation Center der Universität 
des Saarlandes den 12. Saarbrücker Energiekongress. 
 
Die Schaffung einer klimaneutralen Energieversorgung erfordert neue Lösungen, um Angebot und Nachfrage 
an Strom in Einklang zu bringen. Neben einer breiten gesellschaftlichen Akzeptanz und geeigneten regulato-
rischen Rahmenbedingungen benötigen wir hierfür insbesondere Technologien und Institutionen, die für eine 
ausreichende und verlässliche Flexibilität im Energiesystem sorgen. Viele dieser Technologien werden bereits 
genutzt, andere müssen noch weiter erforscht werden. 
 
Im Rahmen des diesjährigen Energiekongresses wollen wir die Herausforderungen und Chancen der unter-
schiedlichen Akteure im Energiesystem betrachten und in Workshops diskutieren, wie Flexibilisierungsmög-
lichkeiten im Hinblick auf eine erfolgreiche Umsetzung der Energiewende nachhaltig gestaltet werden können. 
 
Nutzen Sie die Möglichkeit, sich umfassend über neueste Entwicklungen und best-practice-Beispiele zu infor-
mieren und sich mit einschlägigen Experten vor Ort auszutauschen. Zum Abschluss des Kongresses lädt die 
IZES gGmbH zu einem geselligen Get-Together ein. 
 
Anmeldung hier. Weitere Informationen zum Kongress finden Sie hier. 
 
 
1. Saarbrücker Circular Economy-Kongress – Von der Kreislaufwirtschaft zur Zirkulären Wertschöp-
fung 
 
Am 30. September 2025 veranstaltet die IZES gGmbH in der Aula und im Innovation Center der Universität 
des Saarlandes den 1. Saarbrücker Circular Economy-Kongress. 
 
Neben einer zukunftsfesten Energieversorgung wird insbesondere eine verlässliche und nachhaltige Bereit-
stellung von Ressourcen über den längerfristigen Erfolg oder Misserfolg unseres Wirtschaftssystems entschei-
den. Bisherige lineare Produktlebensläufe müssen sich dabei in einem verstärkten Maße in weitgehend ge-
schlossene Material- und Produktkreisläufe wandeln. Das diesbezüglich zu gestaltende Stoffstrommanage-
ment wird sich von einer entsorgungsorientierten Abfallwirtschaft hin zu versorgungsorientierten Wertschöp-
fungsprozessen entwickeln und damit einen wesentlichen Beitrag zu einer nachhaltigen Transformation der 
Wirtschaft mit weitreichenden Effekten in den Bereichen des Klimaschutzes, der Versorgungssicherheit, der 
Flächenverbräuche und weiterer Umweltaspekte leisten können. 
 
In Ergänzung des langjährig etablierten Saarbrücker Energiekongresses wird der diesjährige Circular Eco-
nomy-Kongress unterschiedliche Perspektiven in Vorträgen und Diskussionen zusammenführen, um Heraus-
forderungen und Chancen einer Kreislaufführung unterschiedlicher Materialklassen und Anwendungsfelder zu 
betrachten – von Metallen in der Industrie über biogene Reststoffe bis hin zu mineralischen Stoffströmen im 
Baubereich. 
 
Nutzen Sie die Möglichkeit, sich umfassend über Chancen und Herausforderungen zu informieren und sich 
mit einschlägigen Experten vor Ort auszutauschen. Zum Abschluss des Kongresses lädt die IZES gGmbH zu 
einem geselligen Get-Together ein. 
 
Anmeldung hier. Weitere Informationen zum Kongress finden Sie hier. 
 
 
5. Jahreskonferenz der Marktoffensive Erneuerbare Energien 
 
Am 11. und 12. September 2025 eröffnet die Marktoffensive Erneuerbare Energien mit Politik und Wirtschaft 
ihre Jahreskonferenz im Haus der Deutschen Wirtschaft. Die Konferenz steht in diesem Jahr unter dem Motto 
“Wie können PPAs die Finanzierung der Erneuerbaren Energien absichern?” 
 
Im Kontext des zukünftigen Strommarktdesigns gewinnt die Stärkung des marktlichen Ausbaus erneuerbarer 
Energien zunehmend an Bedeutung. Wie kann der marktgetriebene Ausbau erneuerbarer Energien weiter 
gestärkt werden, um Industrie & Gewerbe kostengünstig mit grünem Strom zu versorgen und gleichzeitig einen 

https://www.vde.com/resource/blob/2383164/c273688fc7a2c983d79753170e8b9c9f/anfahrtsbeschreibung---ic---universitaet-des-saarlandes-data.pdf
https://www.vde.com/resource/blob/2383164/c273688fc7a2c983d79753170e8b9c9f/anfahrtsbeschreibung---ic---universitaet-des-saarlandes-data.pdf
https://eveeno.com/621841844
https://izes.eu/events/12-saarbruecker-energiekongress-energiewende-erfolgreich-umsetzen/
https://www.vde.com/resource/blob/2383164/c273688fc7a2c983d79753170e8b9c9f/anfahrtsbeschreibung---ic---universitaet-des-saarlandes-data.pdf
https://www.vde.com/resource/blob/2383164/c273688fc7a2c983d79753170e8b9c9f/anfahrtsbeschreibung---ic---universitaet-des-saarlandes-data.pdf
https://eveeno.com/113316033
https://izes.eu/events/1-saarbruecker-circular-economy-kongress-von-der-kreislaufwirtschaft-zur-zirkulaeren-wertschoepfung/
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Beitrag zur Erreichung der Ausbauziele für 2030 im Stromsektor leisten? Diese und viele weitere Fragen ste-
hen in diesem Jahr im Vordergrund des Jahreskonferenz der Marktoffensive Erneuerbare Energien, zu der wir 
Sie herzlich einladen. 
 
Die Konferenz bietet die Möglichkeit, Einblicke in die derzeitige Marktentwicklung und die zukünftigen Trends 
aus Sicht von Erzeugern, Abnehmern und Finanzierer, zu gewinnen. Politik und Wirtschaft diskutieren, wie 
Transaktionskosten gesenkt und eine stabiler Markt- und Investitionsrahmen geschaffen werden kann, damit 
Unternehmen vermehrt in grüne Bezugsmodelle investieren. 
 
Eine Anmeldung zur Jahreskonferenz ist hier möglich. 
 
Die Markoffensive Erneuerbare Energien ist eine Initiative von der Deutschen Industrie- und Handelskammer 
und der Deutschen Energie-Agentur und unterstützt seit fünf Jahren gezielt den marktgetriebenen Ausbau 
erneuerbarer Energien, innovative Geschäftsmodelle sowie direkte Investitionen in die Energiewende. 
 
 
Internationale Wasserstoffkonferenz am 6. November 2025 bei der DIHK in Berlin 
 
Unter der Überschrift "Act together. Think global. Move forward with hydrogen" bringt die DIHK am 6. Novem-
ber 2025 in Berlin Vertreterinnen und Vertreter von Unternehmen, Industrie- und Handelskammern, Deutschen 
Auslandshandelskammern und aus der Politik zusammen, um innovative Lösungen sichtbar zu machen und 
konkrete Perspektiven für die aktuellen Herausforderungen der Wasserstoffwirtschaft zu entwickeln. 
 
Konferenzsprachen sind Englisch und Deutsch; die Teilnahme ist kostenlos. 
 
Regelmäßige Updates zum Programm werden hier bereitgestellt. 
 
Für Vorschläge für Unternehmen, die innovative Lösungen anbieten (insbesondere mit Blick auf aktuelle Her-
ausforderungen für die Wasserstoffwirtschaft), ist die DIHK dankbar. 
 
Eine Anmeldung zur Konferenz ist ab sofort hier möglich. 
 
 
Termine im Unternehmensnetzwerk Klimaschutz 
 
Das Unternehmensnetzwerk Klimaschutz und die beteiligten Industrie- und Handelskammern bieten eine Viel-
zahl von Veranstaltungen im Bereich des betrieblichen Klimaschutzes an. Seien Sie dabei! 
 
Eine Übersicht der angebotenen Veranstaltungen finden Sie Hier: https://www.klima-plattform.de/termine 
 
 
Jahresübersicht der saaris Weiterbildung: https://saaris.de/termine-veranstaltungen/ 
 
Für die Anmeldung zu den dort genannten Lehrgängen nehmen Sie bitte Kontakt auf mit: 
 
Frau Anja Schönberger,  (0681) 210 66 144,  anja.schoenberger@saaris.saarland. 

https://www.dena.de/infocenter/5-jahreskonferenz-der-marktoffensive-erneuerbare-energien/
https://www.dihk.de/de/themen-und-positionen/wirtschaftspolitik/energie/wasserstoff/internationale-wasserstoffkonferenz-am-6-november-bei-der-dihk-132510
https://event.dihk.de/Hydrogen_Conference
https://www.klima-plattform.de/termine
https://saaris.de/termine-veranstaltungen/
mailto:anja.schoenberger@saaris.saarland

